
Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 

 

X öffentlich  nichtöffentlich 

 

 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

23 16.08.2016 16/248 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Grundstücksangelegenheiten 13.09.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

 

Forstwirtschaftspläne 2017 

 

Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat stimmt den Forstwirtschaftsplänen für das Forstwirtschaftsjahr 2017 zu. 

 

Berichterstatter: Herr Meurer 

 

Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 2 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 

 



 

Problembeschreibung/Begründung 

 

Die Forstwirtschaftspläne 2017 liegen als Anlage bei. 

 

Der Ausschuss für Grundstücksangelegenheiten hat den Forstwirtschaftsplänen für das 

Forstwirtschaftsjahr 2017 zugestimmt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sichtvermerke der 

Dezernenten: 

Sichtvermerk des 

Oberbürgermeisters: 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

 

 

 

Kämmereiamt: 

 

 

 

 

 





















Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 

 

X öffentlich  nichtöffentlich 

 

 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

10 18.10.2016 16/341 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Stadtrat  27.10.2016 

  

  

  

 

Wahl von Ausschussmitgliedern und Stellvertreter/innen sowie Mitgliedern in 

Aufsichtsräten 

 

Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat wählt die Ausschussmitglieder und ihre Stellvertreter sowie die Mitglieder der 

Aufsichtsräte. 

 

Berichterstatterin: Frau Oberbürgermeisterin Dr. Kaster-Meurer 

 

Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat  27.10.2016 3 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluß-  der Beschluß 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlußausfertigungen an: 

 

Abt. 101 

 



 

2 

Problembeschreibung/Begründung: 

 

Wahlvorschläge werden nachgereicht. 

   

   

   

   

   

   

   

   

   

 

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

 

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

Sichtvermerke der 

Dezernenten: 

Sichtvermerk des 

Oberbürgermeisters: 

 

 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

 

 

 

Kämmereiamt: 

 

 

 

 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach                   Beschlussvorlage 
 

X öffentlich  nichtöffentlich 

 

 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

20/Hans und Harry Staab-Stiftung 06.10.2016 16/306 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Finanzausschuss 05.10.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

  

 
Feststellung des Wirtschaftsplanes der Hans und Harry Staab-Stiftung -Sondervermögen 

der Stadt Bad Kreuznach- für das Jahr 2017 

 
Beschlussvorschlag 
 
Der Stadtrat stellt den Wirtschaftsplan der Hans und Harry Staab-Stiftung für das Jahr 2017 
gemäß dem beigefügten Entwurf fest. 
 
Berichterstatter: Herr Kleudgen 

 
Beratung/Beratungsergebnis 
Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 5 

Beratung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 
   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 
 Einstimmig  Mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 
Beschlussausfertigungen an: 
 
 
 



Problembeschreibung/Begründung 

 
Gemäß § 80 Abs. 1 Nr. 2 GemO wird die rechtlich unselbständige Hans und Harry Staab-
Stiftung als Sondervermögen der Stadt Bad Kreuznach verwaltet. 
Der Wirtschaftsplan enthält die voraussichtlichen Aufwendungen und Erträge der Stiftung im 
Jahre 2017 und wird dem städtischen Haushaltsplan als Anlage beigefügt. 
 
 

Erläuterungen: 
 
Das Vermögen der Stiftung besteht ausschließlich aus Finanzanlagen i.H.v. rd. 2,057 Mio. 
Euro. 
 
 
zu 12. -Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge-: 

 
Für das Wirtschaftsjahr 2017 kann mit geringfügig höheren Zinserträgen im Vergleich zum 
Jahre 2016 gerechnet werden.  
Bei keinem Festgeld endet im Jahre 2017 die Zinsbindung. 
 
Der Ansatz i.H.v. rd. 46 TEUR entspricht einer durchschnittlichen Verzinsung des Gesamtkapi-
tals von ca. 2,2 %. 
   
 
zu 24. -Freie Rücklage gem. § 62 Abs. 1 Zi. 3 AO-: 

 
Die Freie Rücklage dient dem Erhalt des Vermögens der Stiftung.  
Die Zuführung beträgt 1/3 des Jahresüberschusses und wird umgehend nach Feststellung des 
Jahresabschlusses dem Stiftungskapital zugeschlagen. 
 

 

zu 26. -Jahresüberschuss- (zur Verwendung gemäß Stiftungszweck): 
 
Der voraussichtliche Jahresüberschuss 2017 beträgt (nach Rücklagenzuführung) 24.000,- 
Euro. 
 
Über die endgültige Verwendung des Überschusses entscheidet entsprechend den Stiftungs-
Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen der Finanzausschuss auf Vorschlag der Fach-
ausschüsse für Sport, Soziales und Kultur. 
 
 
Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 05.10.2016 empfehlend beraten. 
 
 
Anlage 
 
                         
Sichtvermerke der Dezernenten: Sichtvermerk der 

Oberbürgermeisterin: 
Sichtvermerke: 
Amt für Recht und Ordnung: 
 
 
 
Kämmereiamt: 
 
 
 

 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 
 

X öffentlich  nichtöffentlich 

 
 
Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

20-17-60/15 06.10.2016 16/305 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Finanzausschuss 05.10.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

  

 

Wiederkehrender Beitrag Wirtschaftswege 2015 

 
Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat beschließt, den endgültigen Wirtschaftswegebeitrag für das Veranlagungsjahr 

2015 auf 0,0026 €/ qm (= 26,-Euro / ha.) festzusetzen. 

 

Berichterstatter: Herr Eitel 

 
Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 6 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 

 



Problembeschreibung/Begründung 

 

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 22.05.2014 die Neufassung der Wirtschaftswegebei-

tragssatzung beraten und beschlossen. 

 

Nach der Satzung erfolgt die Beitragsermittlung auf der Grundlage der tatsächlichen jährlichen  

Aufwendungen für Investitionen und für die Unterhaltung der Wirtschaftswege. Abgerechnet 

wird nur der Aufwand, der vom Bauhof sowie von privaten Firmen in Rechnung gestellt wor-

den ist. 

 

Investitionsaufwendungen sind im Veranlagungsjahr 2015 keine angefallen. Der Unterhal-

tungsaufwand beim Produkt 55590 -Wirtschaftswege- beträgt im Veranlagungsjahr 2015 ins-

gesamt 73.533,83 €. Davon entfallen 4.221,08 € auf den neuen Stadtteil Bad Münster am 

Stein-Ebernburg (BME). Somit werden 69.312,75 € auf die Beitragspflichtigen (ohne Stt. 

BME) umgelegt. 

 

Die ehemalige Stadt BME verfügte zum Zeitpunkt der Gebietsänderung über eine Sonderrück-

lage „Wirtschaftswege“. Zum Stichtag 30.06.2014 betrug diese Rücklage 36.720,85 € (vor-

läufiger Stand). Die Rücklage ist zweckgebunden für die Unterhaltung der Wirtschaftswege im 

neuen Stadtteil. 

Die Stadt Bad Kreuznach erhebt so lange keine Wirtschaftswegebeiträge in BME, bis die Son-

derrücklage aufgebraucht ist. Von daher werden wir bei der Festsetzung des endgültigen Wirt-

schaftswegebeitrages in den nächsten Jahren den Aufwand im neuen Stadtteil zunächst in 

Abzug bringen (Berechnung siehe Anlage). 

 

Von dem verbleibenden Unterhaltungsaufwand in Höhe von 69.312,75 € (s.o.) ist noch der 

Stadtanteil in Höhe von 20 % abzuziehen, so dass sich ein beitragsfähiger Aufwand in Höhe 

von 55.450,20 € ergibt. 

 

Unter Berücksichtigung der zu veranlagenden Gesamtgrundstücksfläche (ohne BME) von 

21.317.297 qm führt dies zu einem endgültigen Beitragssatz von 0,0026 Euro/qm bzw. 

26 Euro/ha. 

  

Im Jahre 2015 zahlten die Beitragspflichtigen eine Vorausleistung in Höhe von 0,0024 Eu-

ro/qm bzw. 24 Euro/ha, so dass sich eine Nachzahlung zugunsten der Stadt in Höhe von 2 

Euro/ha ergibt. 

 

 

Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 05.10.2016 empfehlend beraten. 

 

Anlage 

 

 

Sichtvermerke der Dezernenten: Sichtvermerk der 

Oberbürgermeisterin: 

Sichtvermerke: 

Rechnungsprüfungsamt: 

 

 

 

Kämmereiamt: 

 

 

 

 

 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 

x öffentlich  nichtöffentlich 

 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

Abwasserbeseitigungseinrichtung 

- Kämmereiamt/Amt für Recht und Ordnung - 

22.09.2016 16/309 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Finanzausschuss 05.10.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

  

 
Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Bad Kreuznach über die Erhebung von Entgelten 
für die öffentliche Abwasserbeseitigung 
 

Beschlussvorschlag 

 
Der Stadtrat beschließt den beigefügten Entwurf einer Satzung zur Änderung der Satzung der 
Stadt Bad Kreuznach über die Erhebung von Entgelten für die öffentliche Abwasserbeseitigung 
von 19.07.1996, zuletzt geändert am 12.08.2014 als Satzung. 
 
Berichterstatter: Herr Henschel 

 

Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 7 

Beratung 

 
 
 
 

 

Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 
 
 



 

Problembeschreibung/Begründung 

Die Änderungen / Ergänzungen sind im Auszuge aus dem Gesamtsatzungstext mit den Ände-

rungen aus dem Entwurf in roter Textfarbe hervorgehoben (Anlage 2). 

1. Mit der Änderung des § 1 Absatz 4 sollen zukünftig die laufenden und einmaligen Entgel-

te nicht mehr in der Haushaltssatzung festgesetzt werden. Vielmehr soll die Festsetzung 

der Abgabensätze durch Beschluss des Stadtrates festgesetzt werden, die danach ortsüb-

lich bekannt gemacht werden. Die Regelung entspricht auch dem aktuellen Satzungsmus-

ter des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz 

2. Die einzufügende Regelung des § 3 Absatz 1 Buchstabe c) dient der Handhabung ge-

trennter Grundstücke, die wie ein wirtschaftliches Grundstück bebaut sind oder genutzt 

werden. 

3. Die Änderungen sind Umsetzungen dessen, was bereits mit der Einrichtung von 2 öffent-

lichen Einrichtungen zum 1. Juli 2014 beabsichtigt war. 

Der Finanausschuss hat die Vorlage empfehlend beraten. 

Anlagen 

- Entwurf derÄnderungssatzung 

- Auszug aus dem Gesamtsatzungstext mit Änderungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

Sichtvermerke der Dezernenten: Sichtvermerk des 

Oberbürgermeisters: 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

 
 
 

Kämmereiamt: 
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Satzung 

der Stadt Bad Kreuznach zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Entgelten für die 
öffentliche Abwasserbeseitigung vom 19.07.1996 in der Fassung der Änderungssatzungen vom 
17.07.2001, 11.12.2001, 08.10.2003, 12.03.2004, 04.12.2009, 21.05.2010, 03.11.2011 
und 12.08.2014 

Aufgrund der §§ 2 Abs.1, 7, 13 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20. Juni 1995 
(GVBl. S. 175) zuletzt geändert durch Landesgesetz vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 472), 
des § 2 Abs. 1 S. 1 und Abs. 3 des Landesabwasserabgabengesetzes (LAbwAG) vom 22. De-
zember 1980 (GVBl. S. 258), zuletzt geändert durch Landesgesetz vom 22. Dezember 2015 
(GVBl. S. 516), in Verbindung mit § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der 
Fassung vom 31. Januar 1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Dezem-
ber 2015 (GVBl. S. 477) hat der Stadtrat der Stadt Bad Kreuznach in seiner Sitzung am 
XX.XX.2016 folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 
§ 1 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Abgabensätze für laufende und einmalige Entgelte nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 und 2 werden 
durch Beschluss des Stadtrates festgesetzt.“ 

 
§ 2 

Nach § 3 Absatz 1 Buchstabe b) wird nachfolgender Buchstabe c) eingefügt: 

„c) Mehrere nebeneinander liegende Grundstücke werden für die Festsetzung von Beiträgen bei 
gleichen Eigentumsverhältnissen als einheitliches Grundstück behandelt, wenn sie eine 
wirtschaftliche Einheit darstellen.“ 

 

§ 3 
§ 13 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Beitragssatz ist im gesamten Gebiet der jeweiligen Einrichtung einheitlich.“ 
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§ 4 
§ 18 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Gebührensatz ist mit Ausnahme der besonderen Gebührensätze gemäß Abs. 6 im ge-
samten Gebiet der jeweiligen Einrichtung einheitlich.“ 

 

§ 5 
Die §§ 3 und 4 der Satzung treten mit Wirkung vom 01.07.2014 rückwirkend in Kraft. Die Sat-
zung im Übrigen tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
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Satzung 

 

der Stadt Bad Kreuznach über die Erhebung von Entgelten für die öffentli-

che Abwasserbeseitigung 

 

vom 19.07.1996 

 

1. geändert durch Satzung vom 17.07.2001 

2. geändert durch Satzung vom 11.12.2001 

3. geändert durch Satzung vom 08.10.2003 

4. geändert durch Satzung vom 12.03.2004 

5. geändert durch Satzung vom 04.12.2009 

6. geändert durch Satzung vom 21.05.2010 

7. geändert durch Satzung vom 03.11.2011 

8. geändert durch Satzung vom 12.08.2014 
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Satzung 

der Stadt Bad Kreuznach über die Erhebung von Entgelten für die öffentliche Abwasserbeseiti-
gung vom 19.07.1996 in der Fassung der Änderungssatzungen vom 17.07.2001, 11.12.2001, 
08.10.2003, 12.03.2004, 04.12.2009, 21.05.2010, 03.11.2011 und 12.08.2014 

 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 1, 7, 13 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20.06.95 (GVBl. 
S. 175) sowie § 2 Abs. 1 S. 1 und Abs. 4 des Landesabwasserabgabengesetzes (LAbwAG) 
vom 22.12.80 (GVBl. S. 258), zuletzt geändert durch Landesgesetz vom 24.09.93 (GVBl. S. 
473), in Verbindung mit § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung 
vom 31.01.94 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.12.95 (GVBl. S. 521), hat 
der Stadtrat der Stadt Bad Kreuznach in seiner Sitzung am 17.07.96 folgende Satzung be-
schlossen: 

 

I. Abschnitt  
Allgemeine Bestimmungen  

 

§ 1  
Abgabearten 

 
(1) Die Stadt betreibt in Erfüllung ihrer Abwasserbeseitigungspflicht die Abwasserbeseitigung 

als zwei öffentliche Einrichtungen zur:  

1. Schmutzwasserbeseitigung,  

2. Niederschlagswasserbeseitigung.  

 Eine Einrichtung erstreckt sich über das Gebiet des Stadtteils Bad Münster am Stein-
Ebernburg; die andere Einrichtung auf das andere Gebiet der Stadt Bad Kreuznach.  

(2) Die Stadt erhebt:  

1. einmalige Beiträge zur Deckung von Investitionsaufwendungen für die erstmalige Her-
stellung und flächenmäßige Erweiterung nach § 2 dieser Satzung,  

2. laufende und einmalige Entgelte zur Deckung der laufenden Kosten einschließlich der 
investitionsabhängigen Kosten in Form von wiederkehrenden Beiträgen nach § 13 die-
ser Satzung und Gebühren nach § 17, 19 und 20 dieser Satzung,  
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3. Aufwendungsersatz für Grundstücksanschlüsse nach § 25 Abs. 2 und 3 dieser Sat-
zung,  

4. Aufwendungsersatz für Abwasseruntersuchungen nach § 26 dieser Satzung,  

5. laufende Entgelte zur Abwälzung der Abwasserabgabe nach §§ 27 und 28 dieser Sat-
zung,  

6. Verwaltungsgebühren nach § 28 dieser Satzung.  

(3) Bei Einrichtungen/Anlagen der Abwasserbeseitigung, die sowohl der Schmutzwasser- als 
auch der Niederschlagswasserbeseitigung dienen, werden die Investitionsaufwendungen 
sowie die investitionsabhängigen und sonstigen Kosten nach den Bestimmungen der Anla-
ge 1 dieser Satzung funktionsbezogen aufgeteilt.  

(4) Die Abgabensätze für laufende und einmalige Entgelte nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 dieser Sat-
zung werden in der Haushaltssatzung der Stadt festgesetzt. 

 
II. Abschnitt  

Einmaliger Beitrag  
 

§ 2  
Beitragsfähige Aufwendungen  

 
(1) Die Stadt erhebt einmalige Beiträge für die auf das Schmutz- und Niederschlagswasser ent-

fallenden Investitionsaufwendungen für die erstmalige Herstellung und flächenmäßige Er-
weiterung, soweit diese nicht bereits durch Zuschüsse, Zuwendungen oder auf andere 
Weise gedeckt sind.  

(2) Bei der Erhebung von einmaligen Beiträgen sind beitragsfähig:  

1. die Aufwendungen für die Straßenleitungen (Flächenkanalisation),  

2. die Aufwendungen für die Verlegung der Anschlussleitungen zu den einzelnen Grund-
stücken im öffentlichen Verkehrsraum nach § 25 Abs. 1 dieser Satzung,  

3. die Aufwendungen für zentrale Anlagen, insbesondere Regenrückhalte- und Regenüber-
laufeinrichtungen, Pumpanlagen, Verbindungs- und Hauptsammler mit Ausnahme der 
Kläranlage,  

4. die Aufwendungen für Anlagen Dritter, insbesondere von Verbänden,  
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5. die Aufwendungen für die Beschaffung der Grundstücke und für den Erwerb von Rech-
ten an Grundstücken Dritter sowie der Wert der von der Gemeinde aus ihrem Vermö-
gen bereitgestellten Grundstücksflächen im Zeitpunkt der Bereitstellung,  

6. die Aufwendungen für sonstige der Abwasserbeseitigung dienende Anlagen (wie z. B. 
Versickerungsanlagen, Gräben, Mulden, Rigolen),  

7. die bewerteten Eigenleistungen der Stadt, die diese zur Herstellung oder zur flächen-
mäßigen Erweiterung der Einrichtung oder zur Herstellung der Anlage aufwenden muss,  

8. die Aufwendungen, die Dritten, deren sich die Stadt bedient, entstehen.  

 
§ 3  

Gegenstand der Beitragspflicht  
 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die die rechtliche und tatsächliche Mög-

lichkeit der Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung oder -
anlage oder nutzbarer Teile hiervon besteht und  

a) für die eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung festgesetzt und eine ent-
sprechende Nutzung zulässig ist oder  

b) die, soweit eine bauliche, gewerbliche oder sonstige Nutzung nicht festgesetzt ist, 
nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwick-
lung der Gemeinde zur Bebauung anstehen oder gewerblich oder in sonstiger Weise ge-
nutzt werden können. 

(2) Werden Grundstücke an eine öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen, so 
unterliegen sie auch der Beitragspflicht, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht erfüllt 
sind.  

(3) Werden Grundstücke nach der Entstehung einmaliger Beiträge durch weitere selbstständig 
nutzbare Einrichtungsteile erschlossen und entsteht dadurch für baulich, gewerblich oder in 
ähnlicher Weise nutzbare Grundstücksteile ein weiterer Vorteil, sind diese Grundstücksteile 
beitragspflichtig, soweit sie nicht bereits zu einmaligen Beiträgen herangezogen wurden.  

(4) Werden nachträglich Grundstücke gebildet oder werden Grundstücke nachträglich nutzbar 
im Sinne von Abs. 1 oder wird nachträglich die Möglichkeit geschaffen sie anzuschließen, 
entsteht damit der Beitragsanspruch.  

 
§ 4  

Ermittlungsgrundsätze und Ermittlungsgebiet  
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Die Beitragssätze für das Schmutz- und Niederschlagswasser werden als Durchschnittssätze aus 
den Investitionsaufwendungen nach § 2 Abs. 2 ermittelt.  

Das Ermittlungsgebiet für die Berechnung der Beitragssätze bilden alle Grundstücke und Betrie-
be, für die die Stadt die Abwasserbeseitigung betreibt und nach ihrer Planung in Zukunft betrei-
ben wird, im Falle der flächenmäßigen Erweiterung die Grundstücke und Betriebe dieser.  

 
§ 5  

Beitragsmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung  
 
(1) Der einmalige Beitrag für die Schmutzwasserbeseitigung wird nach einem die mögliche 

Nutzung berücksichtigenden Maßstab berechnet.  

(2) Maßstab für die Schmutzwasserbeseitigung ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen für 
Vollgeschosse. Der Zuschlag je Vollgeschoss beträgt 25 v. H., für die ersten zwei Voll-
geschosse einheitlich 50 v. H.  

(3) Als Grundstücksfläche nach Abs. 2 gilt:  

1. in beplanten Gebieten die Fläche, die der Ermittlung der zulässigen baulichen Nutzung 
zugrunde zu legen ist.  

2. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, ist dieser maß-
gebend.  

3. Enthält ein Bebauungsplan nicht die erforderlichen Festsetzungen, sieht er eine andere 
als die bauliche, gewerbliche oder industrielle Nutzung vor oder liegen Grundstücke in-
nerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) sind zu berücksich-
tigen: 

a) die Fläche von der Grundstücksseite, an der der Anschluss erfolgt ist oder voraus-
sichtlich erfolgen wird, bis zu einer Tiefe von 50 m.  

b) bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber 
durch einen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind, die Fläche von 
der Grundstücksseite, an der der Anschluss erfolgt ist oder voraussichtlich erfolgen 
wird, bis zu einer Tiefe von 50 m. Grundstücksteile, die ausschließlich eine wege-
mäßige Verbindung darstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe 
unberücksichtigt.  

 Gehen Grundstücke über die tiefenmäßige Begrenzung hinaus, sind zusätzlich die 
Grundflächen angeschlossener baulicher Anlagen zu berücksichtigen.  
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4. bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad, Fest-
platz, Campingplatz oder Friedhof festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zusam-
menhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Grund-
fläche der an die Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt 
durch die Grundflächenzahl 0,2.  

5. bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der an die 
Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflä-
chenzahl 0,2. Soweit die so ermittelte Grundstücksfläche größer als die tatsächliche 
Grundstücksfläche ist, wird die tatsächliche Grundstücksfläche zugrunde gelegt.  

6. bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellung eine 
der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z. B. Abfalldeponie), die 
Fläche des Grundstücks, auf die sich die Planfeststellung bezieht.  

(4) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 gilt:  

1. Die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse wird zu-
grunde gelegt.  

2. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, ist dieser maß-
gebend.  

3. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse, sondern 
nur eine Baumassenzahl oder nur die Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt ist, gilt 
die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl bzw. die durch 3,5 geteilte 
höchstzulässige Traufhöhe, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet 
werden.  

4. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan weder die Zahl der 
Vollgeschosse noch die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe bestimmt sind, gilt  

a) die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhande-
nen oder, soweit Bebauungsplanfestsetzungen für diese Grundstücke erfolgt sind, 
die dort festgesetzten oder nach Nr. 3 berechneten Vollgeschosse,  

b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei Vollgeschos-
sen. Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen 
Zwecken oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend. Bei Grundstü-
cken, die gewerblich und/oder industriell genutzt werden, ist die Traufhöhe geteilt 
durch 3,5 anzusetzen, wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen auf- oder abzurunden 
sind, wenn die sich ergebende Zahl höher ist als diejenige nach Buchstabe a).  

5. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine andere als die bauliche oder gewerb-
liche Nutzung festgesetzt ist oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich 
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so genutzt werden (z. B. Sport-, Fest- und Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe), wird 
ein Vollgeschoss angesetzt.  

6. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, gilt 
die festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist, die tat-
sächliche Zahl der Garagen- oder Stellplatzgeschosse, mindestens jedoch ein Vollge-
schoss.  

7. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach §§ 35 Absatz 6 und 
165 BauGB liegen, werden zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entspre-
chend angewandt, wie sie bestehen für  

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen über 
das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind,  

b) die unbeplanten Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zu-
lässige Nutzungsmaß enthält.  

8. Für Grundstücke im Außenbereich gilt:  

a) Liegt ein Grundstück im Außenbereich, bestimmt sich die Zahl der Vollgeschosse 
nach der genehmigten oder bei nicht genehmigten aber geduldeten Bauwerken 
nach der tatsächlichen Bebauung.  

b) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellungs-
beschluss eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist, wird - 
bezogen auf die Fläche nach Abs. 3 Nr. 4 - ein Vollgeschoss angesetzt.  

9. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden Voll-
geschosse gilt, wenn aufgrund der tatsächlich vorhandenen Bebauung die Zahl der 
Vollgeschosse nach den vorstehenden Regelungen überschritten wird.  

10. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl von Vollge-
schossen zulässig oder vorhanden, gilt die bei der überwiegenden Baumasse vorhande-
ne Zahl.  

(5) Ergeben sich bei der Ermittlung der beitragspflichtigen Fläche Bruchzahlen, werden diese 
auf volle Zahlen auf- oder abgerundet. 

 

§ 6  
Beitragsmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung  
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(1) Der einmalige Beitrag für die Niederschlagswasserbeseitigung wird nach einem die mögli-
che Nutzung berücksichtigenden Maßstab berechnet.  

(2) Maßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung ist die mögliche Abflussfläche. Zu ihrer 
Ermittlung wird die nach § 5 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 ermittelte Grundstücksfläche mit der 
Grundflächenzahl nach Abs. 3 oder den Werten nach Abs. 4 vervielfacht.  

(3) Als Grundflächenzahlen werden angesetzt:  

1. Soweit ein Bebauungsplan besteht, gilt die darin festgesetzte höchstzulässige Grund-
flächenzahl.  

2. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, ist dieser maß-
gebend.  

3. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder in einem Bebauungsplan keine Grundflächen-
zahlen festgesetzt sind und die baurechtlich zulässige Grundfläche auch nicht aus ande-
ren Festsetzungen des Bebauungsplanes ermittelt werden kann, gelten die folgenden 
Werte:  

a) Kleinsiedlungsgebiete ( § 2 BauNVO) 0,2 
b) Wochenendhaus-, Ferienhaus- und Campingplatzgebiete (§ 10 BauNVO) 0,2 
c) Gewerbe- und Industriegebiete (§§ 8 und 9 BauNVO) 0,8 
d) Sondergebiete (§ 11 BauNVO) 0,8 
e) Kerngebiete (§ 7 BauNVO) 1,0 
f) sonstige Baugebiete und nicht einer Baugebietsart zurechenbare Gebiete 

(sogenannte diffus bebaute Gebiete) 
0,4 

 
(4) Abweichend von Abs. 3 gelten für die nachstehenden Grundstücksnutzungen folgende 

Werte:  

1. Sportplatzanlagen  
 a) ohne Tribüne 0,1 
 b) mit Tribüne 0,5 

2. Freizeitanlagen, und Festplätze   

 a) mit Grünanlagencharakter 0,1 
 b) mit umfangreichen (mehr als 50 %) baulichen Anlagen und Befestigun-

gen (z. B. Pflasterung, Asphaltierung, Rollschuhbahn) 
0,8 

3. Friedhöfe 0,1 
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4. Befestigte Stellplätze und Garagen 0,9 

5. Gewerbliche und industrielle Lager- und Ausstellungsflächen mit umfang-
reichen baulichen Anlagen und Befestigungen (z.B. Einkaufszentren und 
großflächige Handelsbetriebe) 

0,8 

6. Gärtnereien und Baumschulen 0,4 

7. Bahnhofsgelände 0,8 

8. Kleingärten 0,1 

9. Freibäder 0,2 

10. Private Verkehrsflächen 0,9 

  
(5) Gehen Grundstücke über die tiefenmäßige Begrenzung nach § 5 Abs. 3 Nr. 3 hinaus, wer-

den zusätzlich die über die tiefenmäßige Begrenzung hinausgehenden bebauten oder befes-
tigten Flächen berücksichtigt, soweit sie angeschlossen sind.  

(6) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach §§ 35 Absatz 6 und 165 
BauGB liegen, werden zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend an-
gewandt, wie sie bestehen für  

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen über das 
zulässige Nutzungsmaß getroffen sind,  

b) die unbeplanten Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zulässi-
ge Nutzungsmaß enthält; Abs. 3 Nr. 3 und Abs. 4 sind entsprechend anwendbar.  

(7) Ist die tatsächlich bebaute und/oder befestigte Fläche größer als die nach den vorstehen-
den Abs. 2 bis 6 ermittelte Grundstücksfläche, so wird die tatsächlich bebaute und/ oder 
befestigte Fläche zugrunde gelegt.  

(8) Ist das Einleiten von Niederschlagswasser durch den Einrichtungsträger teilweise ausge-
schlossen, wird die Abflussfläche entsprechend verringert.  

(9) Bei angeschlossenen Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) wird die tatsächlich 
überbaute und befestigte Fläche zugrunde gelegt.  

(10) Ergeben sich bei der Ermittlung der beitragspflichtigen Fläche Bruchzahlen, werden diese 
auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.  
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§ 7  
Kostenspaltung  

 
Der Beitrag kann für  

1. die Straßenleitungen (Flächenkanalisation) einschl. der Anschlussleitungen zu den einzelnen 
Grundstücken im öffentlichen Verkehrsraum nebst sonstigen, der Flächenkanalisation zu-
gehörigen Anlagenteilen (wie z. B. Versickerungsanlagen, Gräben, Mulden, Rigolen),  

2. die Regenrückhaltebecken, 

3. die Regenüberlaufbauwerke,  

4. die Pumpanlagen,  

5. die Verbindungs- und Hauptsammler,  

6. sonstige, technisch selbstständig nutzbare Teile der Einrichtung oder Anlage  

gesondert erhoben werden.  

 
§ 8  

Vorausleistungen 
 
(1) Ab Beginn einer Maßnahme kann die Stadt Vorausleistungen in Höhe des voraussichtlichen 

Beitrages erheben.  

(2) Vorausleistungen können auch in mehreren Raten oder für die in § 7 genannten Teile der 
Einrichtung oder Anlage verlangt werden. Die Erhebung von Vorausleistungen ist auch 
möglich für die Kostenanteile an Anlagen Dritter (§ 2 Abs. 2 Nr. 4).  

 
§ 9  

Ablösung 
 
Vor Entstehung des Beitragsanspruches kann die Ablösung des einmaligen Beitrages vereinbart 
werden. Der zum Zeitpunkt der Ablösung geltende Beitragssatz sowie die nach dieser Satzung 
maßgeblichen Beitragsmaßstäbe werden der Ablösung zugrunde gelegt.  

 
§ 10  

Beitragsschuldner 
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(1) Beitragsschuldner ist, wer zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-
tümer oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstückes ist. Als Beitragsschuldner kann 
auch herangezogen werden, wer Gewerbetreibender auf dem Grundstück ist.  

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner.  

 
§ 11  

Veranlagung und Fälligkeit 
 
Die einmaligen Beiträge und Vorausleistungen darauf werden durch schriftlichen Bescheid fest-
gesetzt und einen Monat nach dessen Bekanntgabe fällig. 

 
III. Abschnitt  

Laufende Entgelte 
 

§ 12  
Entgeltfähige Kosten 

 
(1) Die Stadt erhebt zur Abgeltung der investitionsabhängigen Kosten (Abschreibungen und 

Zinsen), soweit diese nicht durch die Erhebung einmaliger Beiträge nach § 2 finanziert sind, 
sowie zur Abgeltung der übrigen Kosten der Einrichtung oder Anlage wiederkehrende Bei-
träge und Gebühren.  

(2) Bei der Erhebung laufender Entgelte sind entgeltfähig:  

1. Kosten für Betrieb, Unterhaltung und Verwaltung,  
2. Abschreibungen,  
3. Zinsen,  
4. Abwasserabgabe,  
5. Steuern und  
6. sonstige Kosten.  

 
§ 13  

Erhebung wiederkehrender Beiträge 
 
(1) Der wiederkehrende Beitrag wird für die Möglichkeit der Einleitung von Niederschlags-

wasser erhoben.  

(2) Der Beitragssatz ist im gesamten Gebiet des Einrichtungsträgers einheitlich.  
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(3) Von den entgeltfähigen Kosten (§ 12), die auf das Niederschlagswasser entfallen, werden 
100 v. H. als wiederkehrender Beitrag erhoben.  

(4) Die Bestimmungen des § 3 Abs. 1 und 2 und des § 6 finden entsprechende Anwendung.  

(5) Soweit nach § 2 einmalige Beiträge für das Niederschlagswasser erhoben wurden, werden 
diese mit dem betriebsgewöhnlichen, durchschnittlichen Abschreibungssatz aufgelöst.  

 
§ 14  

Entstehung des Beitragsanspruches 
 
(1) Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31.12. für das abgelaufene Jahr.  

(2) Wechselt der Beitragsschuldner während des Jahres, entsteht der Anspruch damit für den 
abgelaufenen Teil des Jahres. Bis zur Anzeige des Wechsels sind der bisherige und der 
neue Beitragsschuldner Gesamtschuldner. 

 
§ 15  

Vorausleistungen 
 
(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes erhebt die Stadt Vorausleistungen auf wiederkehrende 

Beiträge. Die Höhe richtet sich nach dem voraussichtlichen Entgelt für das laufende Jahr 
oder nach der Entgeltsschuld des Vorjahres.  

(2) Vorausleistungen werden mit je einem Viertel des Betrages nach Abs. 1 Satz 2 am 15. 
Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November des laufenden Jahres erhoben.  

(3) Abweichend von Absatz 2 werden Vorausleistungen auf Kleinbeträge wie folgt fällig:  

1. am 15. August mit ihrem Jahresbetrag, wenn dieser fünfzehn Euro nicht übersteigt;  

2. am 15. Februar und 15. August zu je einer Hälfte ihres Jahresbetrags, wenn dieser 
dreißig Euro nicht übersteigt.  

(4) Auf Antrag des Beitragsschuldners können die Vorausleistungen auf wiederkehrende Bei-
träge abweichend von Absatz 2 oder Absatz 3 am 1. Juli in einem Jahresbetrag entrichtet 
werden. Der Antrag muss spätestens bis zum 15. November des vorangehenden Kalender-
jahres gestellt werden. Die beantragte Zahlungsweise bleibt so lange maßgebend, bis ihre 
Änderung beantragt wird; die Änderung muss spätestens bis zum 15. November des vo-
rangehenden Jahres beantragt werden.  
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§ 16  
Veranlagung und Fälligkeit 

 
(1) Die wiederkehrenden Beiträge und Vorausleistungen werden durch schriftlichen Bescheid 

festgesetzt und einen Monat nach dessen Bekanntgabe fällig; § 15 Abs. 2 – 4 bleiben un-
berührt.  

(2) Die Grundlagen für die Festsetzung wiederkehrender Beiträge werden durch besonderen 
Bescheid (Feststellungsbescheid) festgestellt.  

 
§ 17  

Beitragsschuldner 
 
(1) Beitragsschuldner ist, wer zu Beginn des Veranlagungszeitraum Eigentümer, dinglich Nut-

zungsberechtigter des Grundstücks oder Gewerbetreibender auf dem Grundstück ist.  

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner. 

 
§ 18  

Erhebung von Benutzungsgebühren 
 
(1) Die Benutzungsgebühr wird für die Einleitung von Schmutzwasser sowie dessen Abliefe-

rung und Aufnahme (Bringsystem) erhoben.  

(2) Bei nicht leitungsgebunden entsorgten Grundstücken, für die die Stadt entsorgungspflichtig 
ist, wird die Benutzungsgebühr (Schmutzwasser) für die Abfuhr und Beseitigung des aus 
geschlossenen Gruben anfallenden Schmutzwassers erhoben.  

(3) Der Gebührensatz ist mit Ausnahme der besonderen Gebührensätze gemäß Abs. 6, im ge-
samten Gebiet des Einrichtungsträgers einheitlich.  

(4) Von den entgeltfähigen Kosten (§ 12), die auf das Schmutzwasser entfallen, werden 100 
v. H. als Benutzungsgebühr für das Schmutzwasser erhoben.  

(5) Soweit nach § 2 einmalige Beiträge für das Schmutzwasser erhoben wurden, werden diese 
mit dem betriebsgewöhnlichen, durchschnittlichen Abschreibungssatz aufgelöst.  

(6) Besondere Gebührensätze:  

1. für die Aufnahme von Schmutzwasser aus häuslichen Abwassersammelgruben, die 
nicht von der Stadt eingesammelt und abgefahren werden, 
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2. für die Aufnahme von Schmutzwasser aus häuslichen Abwassersammelgruben, die von 
der Stadt eingesammelt und abgefahren werden,  

3. für die Aufnahme von Schmutzwasser aus Chemietoiletten.  

 
§ 19  

Gegenstand der Gebührenpflicht 
 
Der Gebührenpflicht unterliegen alle Grundstücke, die an eine öffentliche Abwasserbeseiti-
gungseinrichtung angeschlossen sind oder ihr Abwasser auf sonstige Weise in das Abwasser-
netz einleiten, sowie die Grundstücke, deren Abwasser nicht oder nur teilweise leitungsgebun-
den durch den Einrichtungsträger entsorgt wird.  

 
§ 20  

Gebührenmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung 
 
(1) Die Bemessung der Schmutzwassergebühr erfolgt nach der Schmutzwassermenge, die in 

die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangt. Berechnungseinheit für den Gebüh-
rensatz ist 1 cbm Schmutzwasser.  

(2) Als in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangt gelten  

1. die aus der Wasserversorgung bis zum Ablauf des Kalenderjahres ermittelte Wasser-
menge,  

2. die auf dem Grundstück gewonnene Wassermenge und 

3. die tatsächlich eingeleitete Wassermenge, soweit diese sich nicht aus Wasser nach den 
Nr. 1 und 2 zusammensetzt.  

 Die in Nr. 2 und 3 genannten Wasser- und Schmutzwassermengen sind durch private Was-
serzähler oder Abwassermesser zu messen und der Stadt für den abgelaufenen Bemes-
sungszeitraum innerhalb des folgenden Monats nachzuweisen. Die Wasserzähler oder Ab-
wassermesser müssen den Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen. Soweit die Stadt 
auf solche Messeinrichtungen verzichtet, kann sie als Nachweis über die Wassermengen 
nachprüfbare Unterlagen, die eine zuverlässige Schätzung der Wasser- oder Schmutzwas-
sermenge ermöglichen, verlangen.  

(3) Hat ein Wasserzähler oder ein Abwassermesser nicht richtig oder überhaupt nicht ange-
zeigt, so wird die Wasser- oder Schmutzwassermenge von der Stadt unter Zugrundelegung 
des Verbrauchs bzw. der Einleitungsmenge des Vorjahres und unter Beachtung der begrün-
deten Angaben des Gebührenschuldners geschätzt.  
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(4) Soweit Wassermengen nach Abs. 2 nicht einer öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage 
zugeführt werden, bleiben sie bei der Bemessung der Gebühren unberücksichtigt, wenn der 
Gebührenschuldner dies bis zum 31. Januar des folgenden Jahres beantragt und die nicht 
zugeführte Wassermenge nachweist. Für den Nachweis gilt Abs. 2 Satz 3 bis 4 sinnge-
mäß.  

(5) Zur Berücksichtigung nicht eingeleiteter Wassermengen werden für jeden Gebühren-
schuldner ohne besonderen Nachweis und Antrag 10 v. H. der Wassermenge nach Abs. 2 
abgesetzt. Dies gilt nicht in den Fällen des Abs. 4 Satz 1, es sei denn, die nicht zugeführte 
Wassermenge nach Abs. 4 liegt unter 10 v. H. der Wassermenge nach Abs. 2.  

(6) Sofern Gebührenschuldner geschlossene Abwassergruben selbst unterhalten, werden ihnen 
5 % ihrer Schmutzwassermenge abgezogen.  

 
§ 21  

Gewichtung von Schmutzwasser 
 
(1) Das eingeleitete Schmutzwasser wird gewichtet, wenn es im Verschmutzungsgrad vom 

häuslichen Schmutzwasser abweicht.  

Die Befrachtung des Schmutzwassers wird durch Stichproben nach 

- DIN 38409 H41/42 für chemischen Sauerstoffbedarf (CSB) oder Vergleichsanalyse 
(TOC) 

- DIN 38409 H 51 für biochemischen Sauerstoffbedarf in fünf Tagen (BSB5) 
- DIN 38405 D 11 für Phosphat 
- DIN 38405 D 19 für Stickstoff 

 
 ermittelt. Der Ermittlung ist mindestens eine Stichprobe pro Halbjahr innerhalb eines Erhe-

bungszeitraumes zugrunde zu legen. Dabei gilt das arithmetische Mittel der im Erhebungs-
zeitraum vorgenommenen Messungen.  

(2) Der Verschmutzungsgrad des Schmutzwassers wird im Verhältnis zum häuslichen 
Schmutzwasser festgestellt. Für häusliches Schmutzwasser gelten für eine Menge von 150 
l je Einwohner und Tag - auf eine Stelle hinter dem Komma abgewertet - folgende Werte: 

CSB 600 mg/l 
BSB5 350 mg/l 
Phosphat 10 mg/l 
Stickstoff 60 mg/l. 

 
 Bei Messergebnissen bis zum Doppelten dieser Werte erfolgt keine Gewichtung hinsichtlich 

der Verschmutzung. Überschreiten die gemessenen Werte das Doppelte der Werte für 
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häusliches Schmutzwasser, werden die gemessenen Ergebnisse durch die Werte nach Satz 
1 geteilt. Für das Verhältnis CSB/BSB5 ist der jeweils höchste ermittelte Wert maßgeblich. 
Die sich ergebenden Werte bilden auf eine Stelle nach dem Komma auf- oder abgerundet 
den Verschmutzungsfaktor. Der Verschmutzungsfaktor gilt solange, bis er durch eine er-
neute Ermittlung nach Abs. 1 oder ein Gutachten nach Abs. 6 ersetzt wird.  

(3) Für die Gewichtung von Schmutzwasser wird festgestellt, wie hoch der jeweilige Anteil, 
gerundet auf volle 5 %, an den Kosten der Schmutzwasserbeseitigung ist für  

1. die biologische und chemische Reinigung des Schmutzwassers und die Abwasserabga-
be für Schmutzwasser,  

2. die Schmutzwasserbeseitigung im Übrigen.  

(4) Der sich nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 ergebende Vomhundertsatz wird mit dem Verschmut-
zungsfaktor des einzelnen Gebührenschuldners vervielfacht. Die Summe aus dem nach 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 ermittelten Vomhundertsatz und dem nach Satz 1 ermittelten 
Vomhundertsatz ergibt den Vomhundertsatz, mit dem die tatsächliche Schmutzwasser-
menge bei der Gebührenberechnung anzusetzen ist.  

(5) Führen Messungen und Untersuchungen, deren Ursachen der Gebührenschuldner gesetzt 
hat, zu einem höheren Verschmutzungsfaktor als dem bis dahin zugrunde gelegten, trägt 
der Gebührenschuldner die hierdurch entstehenden Kosten.  

(6) Der Gebührenschuldner kann auf seine Kosten durch Gutachten eines amtlich anerkannten 
Sachverständigen nachweisen, dass für ihn ein geringerer Verschmutzungsfaktor anzuset-
zen ist. Der Gebührenschuldner hat die kommunale Gebietskörperschaft vor der Einholung 
eines Gutachtens schriftlich zu benachrichtigen. Sie kann verlangen, dass die Messungen 
und Untersuchungen regelmäßig wiederholt und ihr die Ergebnisse vorgelegt werden.  

 
§ 22  

Entstehung des Gebührenanspruchs 
 
(1) Der Gebührenanspruch für die Entsorgung von Grundstücken entsteht mit Ablauf des 31. 

Dezember für das abgelaufene Jahr.  

(2) Wechselt der Gebührenschuldner während des Jahres, entsteht der Anspruch damit für den 
abgelaufenen Teil des Jahres. Bis zur Anzeige des Wechsels sind der bisherige und der 
neue Gebührenschuldner Gesamtschuldner.  

(3) Der Gebührenanspruch für angeliefertes Schmutzwasser entsteht zum Zeitpunkt der Auf-
nahme. 
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§ 23  
Vorausleistungen 

 
(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes erhebt die Stadt Vorausleistungen auf die Gebühren. 

Die Höhe richtet sich nach dem voraussichtlichen Entgelt für das laufende Jahr oder nach 
der Entgeltsschuld des Vorjahres.  

(2) Vorausleistungen werden mit je einem Viertel des Betrages nach Abs. 1 Satz 2 am 15. 
Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November erhoben.  

(3) Abweichend von Absatz 2 werden Vorausleistungen auf Kleinbeträge wie folgt fällig:  

1. am 15. August mit ihrem Jahresbetrag, wenn dieser fünfzehn Euro nicht übersteigt;  

2. am 15. Februar und 15. August zu je einer Hälfte ihres Jahresbetrags, wenn dieser 
dreißig Euro nicht übersteigt.  

(4) Auf Antrag des Gebührenschuldners können die Vorausleistungen auf die Schmutzwasser-
gebühr abweichend von Absatz 2 oder Absatz 3 am 1. Juli in einem Jahresbetrag entrich-
tet werden. Der Antrag muss spätestens bis zum 15. November des vorangehenden Kalen-
derjahres gestellt werden. Die beantragte Zahlungsweise bleibt so lange maßgebend, bis ih-
re Änderung beantragt wird; die Änderung muss spätestens bis zum 15. November des vo-
rangehenden Jahres beantragt werden.  

 
§ 24  

Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner sind die Grundstückseigentümer und dinglich Nutzungsberechtigten. 

Neben diesen sind Mieter und Pächter entsprechend des von ihnen verursachten Anteils der 
Gebühren Gebührenschuldner sowie im Bringsystem die Erzeuger und Anlieferer.  

(2) Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer ent-
sprechend ihrem Miteigentumsanteil Gebührenschuldner.  

(3) Miteigentümer oder mehrere aus gleichem Grunde Berechtigte sowie im Bringsystem die 
Erzeuger und Anlieferer sind Gesamtschuldner.  

 
§ 25  

Fälligkeiten  
 
Die Gebühren und Vorausleistungen werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und einen 
Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig; § 22 Abs. 2 – 4 bleiben unberührt. 
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IV. Abschnitt  
Aufwendungsersatz für Grundstücksanschlüsse, Gebühren für die Vornahme von Abwasserun-

tersuchungen und Verwaltungsgebühren  
 

§ 26  
Aufwendungsersatz für Grundstückshausanschlüsse  

 
(1) Die beitragsfähigen Aufwendungen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 umfassen die Aufwendungen im 

öffentlichen Verkehrsraum für die Herstellung einer Anschlussleitung je Grundstück bei 
Mischsystem und zweier Anschlussleitungen je Grundstück bei Trennsystem.  

(2) Die Aufwendungen für die Herstellung und Erneuerung zusätzlicher Grundstücksanschluss-
leitungen, soweit sie innerhalb des öffentlichen Verkehrsraumes verlegt werden, sind in der 
tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten.  

(3) Aufwendungen für Änderungs- und Unterhaltungsmaßnahmen an Grundstücksanschlüssen, 
die von dem Grundstückseigentümer, den dinglich Nutzungsberechtigten oder dem auf dem 
Grundstück Gewerbetreibenden verursacht wurden, sind in der tatsächlich entstandenen 
Höhe zu erstatten.  

(4) Soweit Aufwendungen für die Herstellung von Grundstücksanschlüssen im öffentlichen 
Verkehrsraum nicht in die beitragsfähigen Aufwendungen einbezogen worden sind und die 
Anschlüsse noch nicht betriebsfertig hergestellt wurden, sind die Aufwendungen in der tat-
sächlich entstandenen Höhe zu erstatten.  

(5) Erstattungspflichtig ist, wer bei der Fertigstellung, Erneuerung, Änderung oder Unter-
haltung Eigentümer oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstücks ist.  

(6) Vor Durchführung der Maßnahme kann eine Vorauszahlung bis zur Höhe der geschätzten 
Baukosten verlangt werden.  

 
§ 27  

Aufwendungsersatz für Abwasseruntersuchungen  
 
(1) Die Stadt kann für die Vornahme von Abwasseruntersuchungen aufgrund der allgemeinen 

Entwässerungssatzung der Stadt Aufwendungsersatz von den Eigentümern und dinglich 
Nutzungsberechtigten der Grundstücke verlangen. Soweit der Stadt für nach § 53 Abs. 3 
LWG von der Abwasserbeseitigungspflicht befreite Anlagen die Pflicht zur Überwachung (z. 
B. Funktionskontrolle und Messung der Ablaufwerte) auferlegt wird, kann diese von den 
Nutzungsberechtigten des Grundstückes Ersatz für die hierdurch bedingten Aufwendungen 
verlangen.  
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(2) Werden Abwasseruntersuchungen durch Mieter oder Pächter verursacht, so sind diese ne-
ben den Grundstückseigentümern und dinglich Nutzungsberechtigten Schuldner des Auf-
wendungsersatzes. 

  
§ 28  

Verwaltungsgebühren  
 
(1) Die Stadt erhebt für folgende Leistungen Verwaltungsgebühren:  

1. Bearbeitung von Anträgen nach § 16 Allgemeine Entwässerungssatzung,  

2. Überprüfung der Grundstücksentwässerungsanlage nach § 17 Allgemeine Entwässe-
rungssatzung,  

3. Abnahme der Grundstücksentwässerungsanlage nach § 17 Allgemeine Entwässerungs-
satzung,  

4. Treffen von Maßnahmen nach § 20 Allgemeine Entwässerungssatzung.  

(2) Die Höhe der Gebühr errechnet sich aus den tatsächlich aufgewendeten Zeitanteilen und 
den Stundenwerten entsprechend dem Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen über 
die Richtwerte für die Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes bei der Festsetzung der 
nach dem Landesgebührengesetz zur erhebenden Verwaltungs- und Benutzungsgebühren in 
der jeweils geltenden Fassung.  

(3) Die Gebühr wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekannt-
gabe des Bescheides fällig.  

 
V. Abschnitt  

Abwasserabgabe  
 

§ 29  
Abwasserabgabe für Kleineinleiter 

 

(1) Die Abwasserabgabe für Einleiter, die weniger als 8 cbm je Tag Schmutzwasser aus Haus-
haltungen und ähnliches Schmutzwasser unmittelbar in ein Gewässer oder in den Unter-
grund einleiten (§ 9 Abs. 2 Satz 2 des Abwasserabgabengesetzes), erhebt die Stadt unmit-
telbar von den Abgabeschuldnern (Abs. 4).  
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(2) Die Abgabe wird nach der Zahl der auf dem Grundstück wohnenden Einwohner berechnet. 
Maßgebend ist deren Zahl am 30. Juni des Jahres, für das die Abgabe zu entrichten ist. 
Der Abgabenanspruch beträgt je Einwohner im Jahr:  

ab 01. Januar 1996 15,34 €  
ab 01. Januar 1997 17,90 €.  

(3) Der Abgabenanspruch entsteht jeweils am 31. Dezember eines Kalenderjahres. Die Abga-
beschuld endet mit Ablauf des Jahres, in dem die Einleitung entfällt und dies der Stadt 
schriftlich mitgeteilt wird.  

(4) Abgabeschuldner ist, wer im Bemessungszeitraum Eigentümer oder dinglich Nutzungsbe-
rechtigter des Grundstücks ist. Mehrere Abgabenschuldner sind Gesamtschuldner.  

(5) Die Abgabe ist am 15. Februar des folgenden Jahres fällig, soweit nicht ein späterer Zeit-
punkt festgesetzt wird. 

 
§ 30  

Abwasserabgabe für Direkteinleiter 
 
Wird der Direkteinleiter nicht unmittelbar vom Land veranlagt und wird die Stadt insoweit abga-
bepflichtig, so wird diese Abwasserabgabe in vollem Umfang vom Abwassereinleiter angefor-
dert.  

Sie wird einen Monat nach Bekanntgabe der Anforderung fällig.  

 
VI. Abschnitt  

In-Kraft-Treten  
 

§ 31  
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.01.96 in Kraft.  

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft:  

 Die Satzung der Stadt Bad Kreuznach über die Erhebung von Entgelten für die öffentliche 
Abwasserbeseitigung und über die Umlage der Abwasserabgabe (Abwasserentgeltsatzung) 
vom 14.08.87 in der Fassung der Änderungssatzung vom 01.12.93.  
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(3) Soweit Abgabenansprüche nach den aufgrund von Abs. 2 aufgehobenen Satzungen ent-
standen sind, gelten die bisherigen Regelungen weiter.  

(4) Als Abrechnungszeitraum für das Jahr 2009 gilt der Zeitraum von dem Tag der Ablesung 
im Jahr 2008 bis zum Ablauf des Kalenderjahres 2009. 
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Anlage 1  

Funktionsbezogene Aufteilung von Kosten und Aufwendungen  

Bei der Aufteilung von Investitionsaufwendungen und investitionsabhängigen Kosten von im 
Mischsystem betriebenen Einrichtungsteilen werden folgende Vomhundertsätze zugrunde gelegt: 

Kostenstelle   Schmutzwasser  Niederschlagswasser  

biologischer Teil der Kläranlage einschl. 
Schlammbehandlung  

100 v. H. 0 v. H. 

mechanischer, hydraulisch bemessener Teil 
der Kläranlage  

50 v. H. 50 v. H. 

Regenklärbecken und Regenentlastungs-
bauwerke  

0 v. H. 100 v. H. 

Leitungen für Mischwasser mit doppeltem 
Trockenwetterabfluss zzgl. Fremdwasser  

50 v. H. 50 v. H. 

andere Leitungen  40 v. H. 60 v. H. 

Pumpanlagen  je nach Zuordnung sind die Vomhundertsätze 
des hydraulischen Teils der Kläranlage oder der 
entsprechenden Leitung maßgebend  

Hausanschlüsse  55 v. H. 45 v. H. 

 
Die von den Kostenstellen nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 nicht erfassten sonstigen Investitions-
aufwendungen und investitionsabhängigen Kosten der Kläranlage, insbesondere für Grund-
stücke (einschließlich Erwerbskosten), Außenanlagen, Betriebs- und Wohngebäude, Energiever-
sorgung, Planung und Bauleitung, sind im Verhältnis der Investitionsaufwendungen für die Kos-
tenstellen nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 auf diese oder als selbstständige Kostenstellen auf Schmutz- 
und Niederschlagswasser aufzuteilen.  

Der Anteil der Entwässerung von öffentlichen Verkehrsanlagen an den Investitionsaufwendun-
gen und den investitionsabhängigen Kosten wird mit 33 1/3 v. H. der Aufwendungen und Kos-
ten für die Niederschlagswasserbeseitigung angesetzt. 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 

 

x öffentlich  nichtöffentlich 

 

 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

Amt für Schulen, Kultur und Sport 19.05.2016 2016/155 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Kulturausschuss  22.06.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

  

 

Zuerkennung von Ehrengrabstätten 

 
Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat beschließt für die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrab-

stätten den Erlass der in der Anlage beigefügten Ausführungsvorschriften zu § 17 Friedhofs-

satzung der Stadt Bad Kreuznach in der derzeit gültigen Fassung.  

 

Berichterstatterin: Frau Lutzebäck 

 
Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 8 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (siehe oben) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 

 



Problembeschreibung/Begründung: 

 

§ 17 der Friedhofsatzung der Stadt Bad Kreuznach lautet: 

 

„Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten (einzeln oder auf 

geschlossenen Feldern) obliegen der Stadtverwaltung auf Beschluss des Stadtrates oder eines 

hierzu bestimmten Ausschusses. 

 

Angesprochen sind hier Gräber von Ehrenbürgern/-innen oder anderen Bürgern/innen, die sich 

in besonderem Maße um die Stadt Bad Kreuznach verdient gemacht haben. 

 

Die Stadtverwaltung erhält immer wieder Anträge auf Erhaltung von Grabstätten als Ehrengrä-

ber verdienter verstorbener Bad Kreuznach Bürgerinnen und Bürger. 

 

Aufgrund der Antragstellung für die Grabstätte Wilhelm Mathern wurde aus den Reihen des 

Hauptausschusses angeregt, den Beschluss zurückzustellen und die Angelegenheit im Kultur-

ausschuss zu behandeln. 

 

Es soll geprüft werden, ob es Vorgaben gibt, die die Ausweisung eines Ehrengrabes regeln.  

 

Zu § 17 der Friedhofssatzung der Stadt Bad Kreuznach gibt es keine Ausführungsvorschriften. 

 

Die Verwaltung hat hierzu einen Entwurf erarbeitet, der in der Sitzung zu erörtern und ggf. zu 

beschließen ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sichtvermerke der Dezernen-

ten: 

Sichtvermerk des 

Oberbürgermeisters: 

 

 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

 

 

 

Kämmereiamt: 
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x öffentlich  nichtöffentlich 

 

 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

Amt für Schulen, Kultur und Sport 12.02.2016 2016/064 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Kulturausschuss 22.06.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

  

 

Änderung der Gebühren im Bereich der Stadtbibliothek 
 
Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat beschließt die Erhöhung der Eintrittspreise für Veranstaltungen in der Stadtbiblio-

thek wie folgt: 

 

Für Erwachsene:  von 3,50 Euro auf 5,00 Euro 
Bei besonderen Veranstaltungen für Erwachsene kann der Leiter der Bibliothek im Ein-

vernehmen mit dem Fachamt  Entgelte bis 15 € festlegen. 

Für Kinder: von 2,00 Euro auf 2,50 Euro 
Geschwisterkinder ab dem 3. Kind haben freien Eintritt  

 

Berichterstatterin: Frau Franzmann 

 
Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 9 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 

 

 



Problembeschreibung/Begründung: 

 

Die letzte Preisanpassung im Veranstaltungsbereich der Stadtbibliothek Bad Kreuznach wurde 

zum 01.07.2010 beschlossen.  

Eine moderate Anpassung ist insbesondere in diesem Bereich angebracht, da die Honorare ste-

tig steigen. Neben einer Berücksichtigung der Preisentwicklung soll eine Annäherung an die 

Eintrittspreise des PuK erfolgen. 

 

Die Besucherzahlen im Veranstaltungsbereich können mit ungefähr 1.000 Kindern und ca. 900 

Erwachsenen beziffert werden. 

Davon sind im Kinder- und Jugendbereich ca. 300 Besucher, die kostenpflichtiger Veranstal-

tungen besuchen und ungefähr 200 Besucher, die im Erwachsenenbereich Eintritt zahlen. 

 

Die von der Verwaltung vorgeschlagene Gebührenerhöhung würde mithin zu einer Mehrein-

nahme von ca. 600,00€ führen. 

 

Anlage: 

Gebührenübersicht der kulturellen Einrichtungen der Stadt Bad Kreuznach 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Sichtvermerke der Dezernen-

ten: 

Sichtvermerk des 

Oberbürgermeisters: 

 

 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

 

 

 

Kämmereiamt: 
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Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

Amt für Schulen, Kultur und Sport 12.02.2016 2016/065 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Kulturausschuss 22.06.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

 
Erhöhung der Theater-Eintrittspreise 

 
Beschlussvorschlag 

 
Der Stadtrat beschließt die Änderung der Eintrittsentgelte für das Theater-Abonnement wie 
vorgeschlagen ab der Theatersaison 2017/18. 
 
Berichterstatterin: Frau Franzmann 

 
Beratung/Beratungsergebnis 
Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 10 

Beratung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 
   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (siehe oben) 

Beschlussausfertigungen an: 
 
 
 



Problembeschreibung/Begründung: 

 
Die Eintrittspreise für das Theater wurden letztmals im Jahr 2012 im Zuge der Anpassung an 
gestiegene Kosten erhöht. 
Ab der Theatersaison 2017/2018 wird folgende Erhöhung der Preise vorgeschlagen: 
 
 
    Abo    Einzelkarte 
    Neu       (bisher)   Kursaal       Loge 
Preisgruppe I   65,00 € (55,00 €)  18,00 €      15,00 € 
 
Preisgruppe II   60,00 € (50,00 €)  16,00 €      15,00 € 
 
Preisgruppe III   50,00 € (45,00 €)  13,00 €      15,00 € 
 
Preisgruppe vier wird zukünftig entfallen. 
  
Ermäßigungen in Höhe von 50 % sind für Karten der Preisgruppe III erhältlich. Für Aufführun-
gen in der Loge werden ermäßigte Karten zu 10,00 € angeboten. 
Die Einzelpreise wurden jeweils um 3,00€ erhöht. 
Karten für Schulklassen können in der Preisgruppen III für 5,00€, soweit verfügbar, beim Amt 
für Schulen, Kultur und Sport, Tel. 800-744 reserviert und bezogen werden.  
 
Die Abo-Preise gelten in der Theatersaison 2017/18 für vier Theaterstücke. 
Sollte sich die Anzahl der Theaterstücke verändern, werden auch die Abopreise entsprechend 
der o. g. Tabelle angepasst. 
 
Die zu erwartenden Mehreinnahmen belaufen sich auf eine Höhe von 2.192,50 Euro. 
(siehe anliegende Excel-Tabelle) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Sichtvermerke der Dezernen-
ten: 

Sichtvermerk des 
Oberbürgermeisters: 
 
 

Sichtvermerke: 
Rechtsamt: 
 
 
 
Kämmereiamt: 
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Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

Amt für Schulen, Kultur und Sport 19.05.2016 2016/127 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Kulturausschuss 22.06.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

  

 

Namensgebung der Ellerbachbrücke 

 
Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat beschließt, die bestehende Brücke von der Magister-Faust-Gasse zur Schuhgasse 

über den Ellerbach, „Hombes-Brücke“ zu benennen. 

 

Berichterstatterin: Frau Fessner 

 
Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 11 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 

 



Problembeschreibung/Begründung: 

 

Die SPD- und CDU-Fraktionen beantragten am 19.04.2016 die Benennung der Brücke von der 

Magister-Faust-Gasse zur Schuhgasse über den Ellerbach in „Hombes-Brücke“. 

 

Auf den beigefügten Antrag der SPD- und CDU-Fraktionen und die weiteren Informationen zu 

Karl Anton Hornberger (1900-1988) wird Bezug genommen. 

 

Anlage: -Lageplan 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sichtvermerke der Dezernen-

ten: 

Sichtvermerk des 

Oberbürgermeisters: 

 

 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

 

 

 

Kämmereiamt: 
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Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

Amt für Schulen, Kultur und Sport 19.05.2016 2016/156 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Kulturausschuss 22.06.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

  

 

Benennung von drei Straßen im Bereich Neubaugebiet Ippesheim 

 
Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat beschließt, die zwei im Neubaugebiet Ippesheim gelegenen Straßen wie folgt zu 

benennen: 

 

- Josef-Förster-Straße 

- Laurentiusstraße  

 

Berichterstatterin: Frau Franzmann 

 
Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 12 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 

 

 



Problembeschreibung/Begründung: 

 

Gemäß dem beigefügten Lageplan aus der Abteilung Stadtplanung und Umwelt sind zwei Stra-

ßenbenennungen im Neubaugebiet Ippesheim vorzunehmen. 

 

Die Vorschläge der Verwaltung lauteten: 

-Laurentiusstraße  

nach dem heiligen Laurentius. Das ehemalige Wappen von Ippesheim wurde 1953 erstellt. Es 

zeigt einen gelben Rost auf blauem Grund. Der Rost ist ein Symbol des Schutzpatrons von Ip-

pesheim, dem Heiligen Laurentius. 

-Johann-Fischborn-Straße 

Johann Fischborn (1879 – 1961), großherzöglicher Bürgermeister. Er stiftete das Gelände für 

den Friedhof in Ippesheim. 

 

Da die Straßen in der Gemarkung Ippesheim liegen, wurde der Ortsbeirat zu diesen Vorschlä-

gen gehört. Der Ortsbeirat konnte zur Benennung Johann-Fischborn-Straße kein Benehmen 

herstellen. Als Alternative wird folgender Vorschlag unterbreitet: 

 

-Josef-Förster-Straße 

Der Ortsbeirat hält den ehemaligen Ortsvorsteher, Herrn Josef Förster,  wegen seiner großen 

Verdienste geeigneter als Namensgeber für die neue Straße. Bereits frühere Ortsbeiräte haben 

beschlossen, ihn mit einer zukünftigen Straßenbenennung zu würdigen, weil er sich in großem 

Umfang für die Verbesserung der Infrastruktur von Ippesheim einsetzte. (Einsegnungshalle, 

Kanalisation etc.)Außerdem geht die Gründung des VfL Ippesheim auf sein Engagement zu-

rück, ebenso die Pfadfindergruppe und der beliebte Trimm-Trab am 1. Mai. Die Aufzählung ist 

nicht vollständig, soll jedoch sein nachhaltiges Wirken zum Wohle des Stadtteils unterstrei-

chen. 

 

Die Namensvergabe ist mit Familie Förster abgestimmt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sichtvermerke der Dezernen-

ten: 

Sichtvermerk des 

Oberbürgermeisters: 

 

 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

 

 

 

Kämmereiamt: 
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Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

Amt für Schulen, Kultur und Sport 18.10.2016 16/294 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Kulturausschuss  22.09.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

  

 

Benennung von zwei Straßen im im Bereich des Bebauungsplanes 6/5 

 
Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat beschließt, die im beigefügten Auszug markierte Straße A „Ahornweg“, die mar-

kierte Straße B „Pappelweg“ zu benennen. 

 

Berichterstatter/in: 

 
Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 13 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (siehe oben) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 

 
 



Problembeschreibung/Begründung: 

 

Im Bereich des Babauungsplans Nr. 6/5 (Pfalzstraße, Mannheimer Straße und Alzeyer Straße) 

sind zwei neue Straßen zu benennen (siehe beigefügter Lageplan). Das beschriebene Gelände 

wird von der Alzeyer Straße und der Mannheimer Straße umschlossen. Angrenzend finden sich 

die Straßen Herlesweiden, Ulmenweg, Erlenweg, Birkenweg, Schlarpshecke und Kastanien-

weg. Daher ist in die-sem Zusammenhang die Benennung mit einem gleichartigen Gehölz 

denkbar. 

 

Da nach Rücksprache mit der Abteilung Grünflächen  die Umgebung von Ahornbäumen und 

Pappeln geprägt ist, sollen die beiden neuen Straßen in  „Pappelweg“ und „Ahornweg“ be-

nannt werden. 

 

 

Anlage: Lageplan 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sichtvermerke der Dezernen-

ten: 

Sichtvermerk des 

Oberbürgermeisters: 

 

 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

 

 

 

Kämmereiamt: 
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Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

Amt für Schulen, Kultur und Sport 19.05.2016 2016/158 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Kulturausschuss  22.06.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

  

 

Vereinbarung mit der Musikschule Mittlere Nahe e. V. 

 
Beschlussvorschlag 

Der Stadtrat beschließt den Abschluss der beigefügten Vereinbarung zur finanziellen Unterstüt-

zung der Musikschule Mittlere Nahe e.V. und die damit verbundene stufenweise Erhöhung der 

Haushaltsmittel außerhalb der Budgetierung beim Sachkonto „Zuschüsse für laufende Zwecke 

an Sonstige Dritte“ des Produktes 28120 „Theaterförderung und sonstige Kulturpflege“ um 

12.500,00 € bis zum Jahr 2020  

 

Berichterstatterin: Frau Dr. Kaster-Meurer 

 
Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 14 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (siehe oben) 

Beschlussausfertigungen an: 
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Problembeschreibung/Begründung: 

 

Erstmalig haben sich auf Initiative der Musikschule Stadt und umliegende Verbandsgemeinden 

zu einer gemeinsamen Kultur-Förderaktion zusammengetan. Kreis, Stadt und Gemeinden stel-

len sich ihrer öffentlichen Gemeinschaftsaufgabe und unterstreichen die hohe Bedeutung der 

Engagements der Musikschule Mittlere Nahe e.V. mit dieser konzertierten Förderung. Es ent-

spricht dem kommunalen Bildungsauftrag, insbesondere der Jugendbildung, weiterhin eine 

breite Basis für Musik und Kunst zu bereiten. Für den Erhalt der musikalischen Grund- und 

Weiterbildung in der Stadt Bad Kreuznach auf verschiedenen Leistungsniveaus ist die Musik-

schule essentiell. Sie garantiert nicht nur das Heranbilden des musikalischen Nachwuchses, 

sondern bietet auch Verdienstmöglichkeiten für aufstrebende Berufsmusikerinnen und –

musiker in der Region. Der Abschluss einer Vereinbarung soll dieser Jugendbildung auch künf-

tig hohe Priorität einräumen und somit die Musikschule als Standortfaktor in unserer Region 

stützen und stärken. 

Die Musikschule Mittlere Nahe e.V. besteht seit 30 Jahren und hatte bis 2012 ihren Sitz in 

Hargesheim. Der Landkreis ist Mitglied im Trägerverein. Zuschüsse fließen von Seiten des 

Kreises sowie der Sparkasse Rhein-Nahe. Ca. 900 Schülerinnen und Schüler werden einzeln 

und in Gruppen unterrichtet, die meisten von ihnen kommen aus Bad Kreuznach, VG Rüdes-

heim und VG Langenlonsheim. Bis 2010 lag der Zuschuss der Stadt Bad Kreuznach bei jährlich 

250 €. 

Im August 2010 forderte der Landesverband der Musikschulen in Rheinland-Pfalz die Erhöhung 

der kommunalen Förderquote von damals 7,5 % (Anteil Landkreis). Diese Quote lag weit unter 

der in den Förderrichtlinien für die Landesförderung vorgegebenen „erhebliche finanziellen Be-

teiligung der Kommunen“ und gefährdete somit die Weiterförderung aus Landesmitteln und 

damit das weitere Bestehen der Musikschule. 

In der daraufhin von der Musikschule unterbreiteten Agenda 2020, einem 10-Jahres-Plan zur 

Finanzierung der Musikschule, wurde ein Stufenplan zur Förderung nach Musikschülerzahlen je 

Gemeinde vorgeschlagen. Angesichts der angespannten Haushaltslage der Kommunen akzep-

tierte der Landesverband der Musikschulen die schrittweise Anhebung der kommunalen Förde-

rung. 

 

 

Sichtvermerke der Dezernen-

ten: 

Sichtvermerk des 

Oberbürgermeisters: 

 

 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

 

 

 

Kämmereiamt: 
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Problembeschreibung/Begründung: Fortsetzung 

 

Neben der Stadt Bad Kreuznach sagte auch die Verbandsgemeinde Rüdesheim und Langen-

lons-heim zu, ihren Anteil für die ersten beiden Jahre zu tragen. Für die Stadt Bad Kreuznach 

war dies im Rahmen des Kulturhaushalts möglich. Inzwischen sind die Verbandsgemeinden 

dazu übergegangen, die Beiträge je nach Schülerzahl auf die Ortsgemeinden zu übertragen. Die 

Gemeinderäte tragen diesen Weg mit. Auch für die Jahre 2013, 2014, und 2015 war die Fi-

nanzierung des Stadtanteils gesichert, wobei für das Jahr 2015 von den zur Verfügung ste-

henden Haushaltsmitteln für Zuschüsse für laufende Zwecke an Sonstige in Höhe von 

18.000,00€ aufgrund der Agenda 2020 allein 11.130,00€ an die Musikschule Mittlere Nahe 

geflossen sind. Dies hatte aufgrund der vorhandenen Mittel schon eine rückläufige Förderung 

anderer Einzelprojekte im kulturellen Bereich zur Folge, da auch die Kirchenchöre und Ge-

sangsvereine jedes Jahr eine pauschale Förderung erhalten. Die weitere Anhebung des städti-

schen Anteils für das Jahr 2016 gemäß der Agenda 2020 würde bedeuten, dass eine Einzel-

projektförderung gar nicht mehr und die bisherige pauschale Förderung der Gesang- und Mu-

sikvereine bzw. der Kirchenchöre nur noch eingeschränkt möglich ist. Ab dem Jahr 2017 wä-

ren dann zur Erfüllung der Agenda 2020 sämtliche aus dem Kulturhaushalt zur Verfügung ste-

henden Fördermittel der Musikschule zur Verfügung zu stellen. 2018 kann die vom Land 

zwingend geforderte Förderquote aus dem laufenden Kulturhaushalt nicht mehr gezahlt wer-

den. 

 

Zur Einhaltung der Vereinbarung muss daher die stufenweise Erhöhung der Haushaltsmittel 

gemäß der von der Musikschule unterbreiteten Agenda 2020 erfolgen: 

 

2016: um 2.500,00€ 2018: um 7.500,00€ 2020:um 12.500,00€ 

 

2017: um 5.000,00€ 2019: um 10.000,00€  

 

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung 27.06.2013 den einstimmigen Beschluss gefasst, der Ver-

einbarung zur finanziellen Unterstützung der Musikschule Mittlere Nahe e.V. zuzustimmen.  

 

Auf Nachfrage teilte die Leitung der Musikschule Mittlere Nahe zwischenzeitlich mit, dass alle 

betroffenen Verbandsgemeinden, sowie der Landkreis die Einhaltung der Agenda 2020 ver-

bindlich zugesagt hätten. 

 

Der Ministerratsbeschluss vom 24.10.1995 zur aufsichtsbehördlichen Behandlung freiwilliger 

Leistungen bei einem unausgeglichenen Verwaltungshaushalt ist der Beschlussvorlage beige-

fügt. Darin ist ausgeführt, dass Zuwendungen an Verbände, Vereine und andere Organisatio-

nen, die öffentliche Aufgaben erfüllen oder durch ihr Wirken die öffentlichen Haushalte entlas-

ten, von aufsichtsbehördlichen Einsparungen grundsätzlich auszunehmen sind.  

Die Kreismusikschulen sind in diesem Zusammenhang ausdrücklich erwähnt. 

 

Es wird von Seiten der Verwaltung empfohlen, den bereits 2013 gefassten Beschluss des 

Stadtrates über den Abschluss der beigefügten Vereinbarung in abgeänderter Form dem Stadt-

rat zur erneuten Beschlussfassung vorzulegen. 

 

Die Musikschule deckt in und um Bad Kreuznach einen Aufgabenbereich ab, der andernorts im 

Ressort der VHS angesiedelt ist. Wie man jedoch aus einem Vergleich z.B. mit Bingen ersehen 

kann, stellt sich die Stadt Bad Kreuznach mit der Förderung eines Vereins wesentlich günsti-

ger als in Durchführung dieser Aufgabe in Eigenregie. Auch der Rechnungshof Rheinland-Pfalz 

hat bei Prüfungen finanzschwacher Kommunen (z.B. Frankenthal) die Beibehaltung von Musik-

schulen nicht in Frage gestellt.  
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat mit Drucksache 16/3089 vom 10.12.2013 die Musikschulen 

gestärkt und festgestellt: “Die Musikschulen sind in den Kommunen wichtige Partner für ande-

re Kultur- und Bildungseinrichtungen, insbesondere für KiTas und Schulen.“ 

 

Die Musikschule als Verein arbeitet effektiv und mit sehr hohem Einsatz aller Lehrkräfte. So ist 

ein ausgeklügeltes kostengünstiges Beitragssystem für Schüler und Eltern sowie evtl. Reduzie-

rungen oder auch Einzelstipendien möglich. 

 

Die Beiträge für den Musikunterricht wurden zum 01.01.2016 um 1,00€ im Jugendbereich 

und 2,00€ im Erwachsenenbereich angehoben. 

 

Anlagen: 

 

- Schreiben der Musikschule Mittlere Nahe e.V. vom 18.11.2015 (incl. Schreiben des Lan-

desverbandes der Musikschulen in Rheinland-Pfalz e.V. 

 

- Entwurf einer Zuwendungsvereinbarung 

 

- Agenda 2020: 10-Jahres-Plan  

- Ministerratsbeschluss vom 24.10.1995 

 

- Einzelprojekte, die in der Vergangenheit gefördert wurden, jedoch zukünftig ggf. keine För-

derung mehr erhalten können 
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Amt für Schulen, Kultur und Sport 18.10.2016 16/274 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Sportausschuss 20.09.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

  

 

Stadion- und Sportplatzordnung der Stadt Bad Kreuznach  

 
Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat beschließt eine neue Stadion- und Sportplatzordnung für die Stadt Bad Kreuznach. 

 

Berichterstatter: 

 
Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 15 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 

 

  



Problembeschreibung/Begründung 

 

Da die alte Sportplatzordnung aus dem Jahr 1958 veraltet ist bzw., vieles gar nicht regelt, ist 

es geboten, eine neue aktuelle Stadion- u. Sportplatzordnung zu beschließen. 

 

Die Sportvereine wurden bei der Entwicklung der neuen Stadion- und Sportplatzordnung für die 

Stadt mit eingebunden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlagen 

 

Sichtvermerk der  

Dezernentin: 

Sichtvermerk des 

Oberbürgermeisterin: 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

 

 

 

Kämmereiamt: 
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Stadion- und Sportplatzordnung der Stadt Bad Kreuznach 
 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 
Diese Benutzungsordnung gilt für das Stadion Salinental (mit Ausnahme der Tennisplätze) und 
das Friedrich-Moebus-Stadion (mit Ausnahme der Tennisplätze und der dem Renn- und 
Reitverein überlassenen Anlagen) in der Stadt Bad Kreuznach mit dessen dazugehörigen 
Einrichtungen, sowie für die Sportplätze in Winzenheim, Planig, Bosenheim, Ippesheim und Bad 
Münster. 

 
Die Stadion- und Sportplatzordnung ist für alle Nutzer verbindlich. Mit Betreten der Sportanlagen 
wird diese anerkannt. 
 

§ 2 Widmung 
 
1. Die städtischen Sportanlagen werden Schulen, Sportvereinen, sonstigen Institutionen und 

Einzelpersonen ausschließlich zu sportlichen Zwecken zur Verfügung gestellt.  
 
2. Veranstaltungen anderer Art können ausnahmsweise dann zugelassen werden, wenn die 

Anlagen dafür geeignet sind, eine Beeinträchtigung der Anlagen und Einrichtungen nicht zu 
erwarten ist und der Sport- und Spielbetrieb durch diese Veranstaltung nicht beeinträchtigt 
wird. 

 
3. Ein Anspruch der Allgemeinheit auf Benutzung der städtischen Sportanlagen besteht nicht. 
 

§ 3 Hausrecht 
 
1. Das Hausrecht in den Stadien übt der von der Stadt eingesetzte Stadionmeister (Platzwart) 

aus, auf den Sportplätzen Winzenheim, Planig, Bosenheim, Ippesheim und Bad Münster der 
autorisierte Sportverein.  
 

2. Den Anweisungen des Platzwartes ist Folge zu leisten. Dieser ist berechtigt Benutzer und 
Besucher aus der Sportanlage zu verweisen, wenn dies zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
erforderlich ist. 

 
3. Die Aufsichtspersonen der Übungsgruppen und die Veranstaltungsleiter haben den Platzwart 

bei Durchführung der gegebenen Anweisungen und bei der Beachtung dieser Stadion- und 
Sportplatzordnung zu unterstützen. 

 
§ 4 Benutzung 

 
1. Die Zuweisung der Sportplätze an die Benutzer erfolgt durch die Stadtverwaltung (Amt für 

Schulen, Kultur und Sport).  
 
Die Zuweisung der Sportflächen für Spiele, Wettkämpfe, Turniere oder ähnliches sind 
grundsätzlich 1 Monat vorher bei der Stadtverwaltung schriftlich oder per Email zu 
beantragen und genehmigen zu lassen. Über Ausnahmen bezüglich der Antragsfrist 
entscheidet im Einzelfall das Sportamt. Jegliche Änderungen und Absagen sind unverzüglich 
mittzuteilen. Es ist nicht gestattet, die zugewiesenen Spielflächen Dritten zu überlassen. 
 
Schulische Benutzungswünsche gehen allen anderen vor. 
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2. Die Benutzerzeiten für die einzelnen Benutzer werden jeweils in einer schriftlichen 
Genehmigung oder durch einen Belegungsplan festgelegt. Bei Eintritt der Dunkelheit, 
spätestens jedoch um 22:00 Uhr muss das Sportgelände geräumt sein.  
 

3. Benutzungsgenehmigungen können widerrufen werden, wenn die Benutzung der Anlage, 
insbesondere durch Witterungseinflüsse, erhebliche Beschädigungen hervorrufen würde. 
Darüber entscheidet die Stadt, im Einzelfall der Stadionmeister. Ein Anspruch auf Zuweisung 
eines Ersatzplatzes besteht nicht.  

 
4. Soweit vorhanden, werden Sportgeräte kostenfrei zur Verfügung gestellt. Die Geräte dürfen 

nur zu ihrem eigentlichen Zweck verwendet werden, sie sind sorgsam und schonend zu 
behandeln. Ein Anspruch auf Überlassung der Sportgeräte besteht nicht. Sie sind nach 
Beendigung der Übungen zurückzugeben bzw. an ihren Aufbewahrungsort zurückzubringen. 
Schäden und Verluste sind zu ersetzen. Die Aufbewahrung vereinseigener Gegenstände 
oder sonstigen Mobiliars innerhalb der städtischen Sportanlagen bedarf der schriftlichen 
Erlaubnis durch die Stadtverwaltung. Eine Haftung dafür übernimmt die Stadt nicht. 

 
5. Schulklassen und Sportvereine usw. dürfen die Sportanlagen nur bei Anwesenheit 

mindestens einer verantwortlichen volljährigen Aufsichtsperson (z.B. Lehrer, Übungsleiter) 
betreten. Die Aufsichtspersonen haben die Sportanlage, sowie deren Einrichtungen und 
Geräte vor Benutzung auf ihre Sicherheit zu prüfen. Schäden sind sofort dem Platzwart zu 
melden. 

 
6. Die Benutzung der Sportplätze, Laufbahnen und dgl. sind nur in der für die einzelnen 

Sportarten üblichen Spiel- und Sportbekleidung gestattet. Für Schulen sind Ausnahmen 
zugelassen. Die Benutzer sind verpflichtet, jede Verschmutzung, insbesondere durch 
Wegwerfen von Papier, Abfällen usw. zu vermeiden. 

 
7. Einzelpersonen können die städtischen Sportanlagen nach Anmeldung beim Platzwart ohne 

besondere Genehmigung nutzen. Die Benutzung kann zu den Zeiten ausgeschlossen 
werden, zu denen die Sportplätze an Schulen, Vereine oder sonstige Institutionen vergeben 
sind.  

 
8. Die Umkleide- und Duschräume der Sportanlagen stehen unentgeltlich zur Verfügung. Sie 

dürfen nur für den vorgesehenen Zweck benutzt werden. Jedes unnütze Verweilen ist unter-
sagt. Bei Benutzung der Umkleide- und Duschräume ist der Strom- und Wasserverbrauch auf 
das notwendige Maß zu beschränken. Für abgelegte oder liegen gebliebene Kleidungs-
stücke, Wertsachen und anderes Eigentum der Benutzer haftet die Stadt nicht.  

 
9. Die Beleuchtungsanlagen werden unentgeltlich zur Verfügung gestellt. Diese können erst 

dann in Anspruch genommen werden, wenn mindestens zehn Personen der Übungsgruppe 
angehören. 

 
10. Im Übrigen können nähere oder weitere Punkte die schriftliche Nutzungsgenehmigung regeln. 
 

§ 5 Unterhaltung und Ordnung 
 
1. Die Unterhaltung der Sportanlagen obliegt der Stadt (Amt für Schulen, Kultur und Sport bzw. 

Grünflächenabteilung). Die Stadt hat jederzeit das Recht, Sportplätze und Laufbahnen aus 
Gründen der Pflege und Unterhaltung oder aus sonstigen Gründen ganz oder für bestimmte 
Sportarten zu sperren. Ein Anspruch auf Zuweisung eines Ersatzplatzes besteht nicht. 
 

2. Die Benutzer und Zuschauer sind zu einer pfleglichen und sachgemäßen Benutzung der 
Sportanlagen und deren Einrichtung verpflichtet. Abfälle sind in den dafür vorgesehenen 
Behältern zu entsorgen. 
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3. Laufbahnen und Kunstrasenplätze dürfen nur mit geeignetem und sauberem Schuhwerk 
betreten werden. Das Betreten mit Straßenschuhen ist nicht erlaubt. Schraubstollenschuhe 
und Spikes sind auf den Kunstrasenplätzen verboten.  

 
4. Rauchen und Alkoholkonsum innerhalb der Sportgebäude ist verboten. Offenes Feuer und 

der Verzehr von Speisen und Getränken (außer Mineralwasser in PET-Flaschen) auf den 
Spielflächen ist untersagt. 

 
5. Fahrzeuge aller Art sind nur auf den dafür bestimmten Parkflächen außerhalb der 

Sportanlagen abzustellen. Fahrräder sind in den dafür vorgesehenen Fahrradständern 
abzustellen. Das Befahren der Wege ist nicht gestattet. Über Ausnahmen entscheidet der 
Platzwart. 

 
6. Bei Veranstaltungen, denen Zuschauer beiwohnen, hat der Veranstalter das erforderliche 

Kassen- und/oder Ordnungspersonal zu stellen. Außerdem hat er dafür Sorge zu tragen, 
dass während der Veranstaltungen die Erste Hilfe gewährleistet ist. 

 
7. Das Betreten der Spielflächen ist grundsätzlich nur Spielern, Betreuern und Schiedsrichtern 

gestattet. Zuschauer dürfen sich nur auf den für Sie vorgesehenen Plätzen aufhalten. Es ist 
nicht gestattet sich auf Sitzplätze zu stellen. Das Erklettern von Handläufen, Schutzgittern, 
Toren, Netzen, Bäumen und Gebäuden ist verboten. 

 
8. Hunde dürfen die Spielflächen nicht betreten und sind dementsprechend an der Leine zu 

führen.  
 

9. In den Sportanlagen ist jede Werbung für wirtschaftliche Zwecke verboten. Die 
Stadtverwaltung kann Ausnahmen zulassen, wenn das sportliche oder örtliche Interesse dies 
rechtfertigt. Der Verkauf von Waren und der Ausschank von Getränken ist nur mit Erlaubnis 
der Stadtverwaltung gestattet. 

 
§ 6 Benutzungsentgelte 

 
Für die Benutzung der städtischen Sportanlagen können Benutzungsentgelte erhoben werden. 
Näheres regelt die Sportstätten- und Entgeltordnung für die Benutzung der Sportanlagen der 
Stadt Bad Kreuznach vom 30.11.2000. 

 
Untervermietung des überlassenen Sportplatzes ist nicht gestattet.  
 

§ 7 Haftung 
 
Das Betreten und die Benutzung der Sportanlagen geschehen auf eigene Gefahr und 
Verantwortung der Benutzer. Für alle während der Benutzung durch grob fahrlässiges oder 
vorsätzliches Verhalten von Benutzern und deren Zuschauern entstanden Schäden an den 
städtischen Sportanlagen und deren Einrichtungen haften die Veranstalter, Vereine, Verbände 
oder Einzelpersonen. Der Benutzer ist verpflichtet, die Stadt von allen Ersatzansprüchen Dritter 
aus der Benutzung der Sportanlagen zu befreien. Alle Benutzer sind verpflichtet entsprechende 
Haftpflichtversicherungen abzuschließen.  

 
Die Stadt haftet nicht für abhanden gekommen Gegenstände.  
 

§ 8 Inkrafttreten und Gültigkeit 
 



 

[4] 

 

Diese Stadion- und Sportplatzordnung wird erlassen aufgrund des Stadtratsbeschlusses vom 
00.00.2015. Sie tritt am 01.01.2017 in Kraft. Gleichzeitig werden alle früheren Ordnungen 
aufgehoben.  
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Amt für Schulen, Kultur und Sport 18.10.2016 16/278 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Sportausschuss 20.09.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

  

 

Sportstätten- und Entgeltordnung  

 
Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat beschließt eine neue Sportstätten- und Entgeltordnung für die Stadt Bad 

Kreuznach. 

 

Berichterstatter/-in: 

 
Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 16 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 

 

  



Problembeschreibung/Begründung 

 

Da die Sportstätten- und Entgeltordnung veraltet ist bzw., einige Entgelte laut Angaben des 

Grünflächenamtes mittlerweile nicht mehr kostendeckend sind, ist es aus Sicht der Verwaltung 

geboten,  eine neue aktuelle Sportstätte- und Entgeltordnung zu beschließen. 

 

Angepasst wurde das Entgelt für Vereine, die mindestens Regionalliga spielen, sowie die 

Benutzung der Sportanlagen von Schulen, die sich außerhalb des Stadtgebietes befinden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlagen 

 

Sichtvermerk der  

Dezernenten: 

Sichtvermerk des 

Oberbürgermeisterin: 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 
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Sportstätten- und Entgeltordnung 
für die Benutzung der Sportanlagen 

der Stadt Bad Kreuznach 
 
 
1. Allgemeines 
 
 Die Stadt Bad Kreuznach betreibt die städt. Sportanlagen als öffentliche Einrichtungen. Das 

Nutzungsverhältnis zwischen der Stadt und dem jeweiligen Nutzer ist privatrechtlich ausgestaltet. 
 
1.1 Die Sportstätten- und Entgeltordnung gilt für folgende Sportanlagen: 
 
1.1.1 Friedrich-Moebus-Stadion, 
1.1.2 Stadion Salinental, 
1.1.3 Sportplätze in den Stadtteilen, 
1.1.4 Schulsporthalle Hofgartenstr. 70 (313 m²), 
1.1.5 Schulsporthalle Hofgartenstr. 14 (220 m²), 
1.1.6 Schulsporthalle Kleiststraße (405 m²), 
1.1.7 Schulsporthalle Winzenheim (405 m2), 
1.1.8 Nahetalhalle (464 m²), 
1.1.9 Schulsporthalle Dr. Martin-Luther-King (580 m²), 
1.1.10 Sporthalle im Stadtteil Ippesheim (96 m²), 
1.1.11 städt. Freibäder. 
 
1.2 Die Sportstätten- und Entgeltordnung ist für alle Nutzer verbindlich. Mit dem Betreten der Sportanla-

gen wird diese anerkannt. Für den Bereich der städt. Freibäder behält die Haus- und Badeordnung 
ihre Gültigkeit. 

 
1.3 Die Stadt Bad Kreuznach überlässt die städt. Sportanlagen den Schulen, Vereinen, Berufssport-

gemeinschaften, Verbänden und Bürgergruppen sowie an sonstige Interessenten (Fach- und Volks-
hochschulen, sonstige Vereine und Institutionen) zum Gebrauch für sportliche Zwecke (Übungs- 
und Trainingsbetrieb, Sportwettkämpfe und sonstige Sportveranstaltungen). 

 
1.4 Ein Anspruch auf Überlassung bestimmter Sportanlagen besteht nicht. 
 
1.5 Für die Überlassung ist das Amt für Schulen, Kultur und Sport zuständig. 
 
2. Das Verfahren bei Überlassung 
 
2.1 Die Überlassung ist schriftlich zu beantragen. In dem Antrag müssen der Name des 

verantwortlichen Nutzers sowie Termin, Art und Dauer der beabsichtigten Nutzung genannt sein. 
 
2.2 Der Antrag muss mindestens 10 Werktage vor dem Beginn der beabsichtigten Nutzung beim Amt 

für Schulen, Kultur und Sport eingegangen sein. 
 
2.3 Die Sportanlagen werden unter Berücksichtigung der Reihenfolge des Antragseinganges nach 

einer vom zuständigen Dezernat in Abstimmung mit der jeweils gültigen Fassung des § 15 Abs. 4 
Sportförderungsgesetz festgelegten Prioritätenliste vergeben. 

 
2.4 Soll die überlassene Sportstätte untervermietet werden, ist hierfür die schriftliche Genehmigung der 

Stadt erforderlich. 
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3. Besondere Bestimmungen 
 
3.1 In begründeten Fällen (z. B. Sanierungsmaßnahmen, vorübergehende Unbenutzbarkeit) kann die 

Benutzung der Anlagen vorübergehend, auch fristlos, untersagt werden. Wird eine Anlage bei 
Durchführung sportlicher Veranstaltungen, insbesondere Wettkämpfen und Übungsstunden, nur 
unregelmäßig genutzt oder ist die Beteiligung an diesen Veranstaltungen zu gering, kann die Über-
lassung jederzeit widerrufen werden. In diesen Fällen sind Schadensersatzansprüche gegen die 
Stadt ausgeschlossen. 

 
3.2 Das Betreten der Übungsflächen (Sportflächen) ist nur mit entsprechenden geeigneten Sport-

schuhen erlaubt (nicht färbende Sohlen etc.). 
 
3.3 Das zuständige Personal der Stadt übt gegenüber allen Nutzern das Hausrecht aus. Ihren Anord-

nungen ist Folge zu leisten. Personen, die gegen die Benutzungsordnung verstoßen, können von 
diesem Personal nach vorheriger Ermahnung von der Sportanlage verwiesen werden; eine bereits 
erteilte Erlaubnis kann widerrufen werden. Nutzer, die von der Sportanlage verwiesen wurden, kann 
der Zutritt durch das Amt für Schulen, Kultur und Sport für eine bestimmte Zeit oder auf Dauer 
untersagt werden. 

 
3.4 Der Werbung dienende Einrichtungen oder Maßnahmen dürfen nur mit vorheriger Erlaubnis der 

Stadt an der benutzten Anlage oder in räumlichem Zusammenhang mit dieser angebracht oder 
durchgeführt werden. Für Rundfunk- und Fernsehaufnahmen hat der Nutzer eine gesonderte Ein-
willigung beim Amt für Schulen, Kultur und Sport einzuholen. 

 
3.5 Der Verkauf von Erfrischungen und Getränken aller Art, Ess- und Rauchwaren u. a. bedarf einer 

gesonderten schriftlichen Einwilligung durch das Amt 40. Außerdem sind die für den Verkauf erfor-
derlichen öffentlich-rechtlichen Erlaubnisse vor Veranstaltungsbeginn bei den hierfür zuständigen 
Ämtern einzuholen. Mindestens ein nichtalkoholisches Getränk muss preiswerter sein als das 
billigste alkoholische Getränk gleicher Menge. 

 Der Verkauf von Speisen/Getränken darf nur mittels Mehrweggeschirr aus Porzellan/Kunststoff 
erfolgen. 

 
4. Haftung 
 
4.1 Der Nutzer haftet für alle Schäden, die durch ihn, seine Mitglieder, Besucher seiner Veranstaltung, 

seinen Beauftragten oder ihm sonstige zuzurechnende Personen an den überlassenen Anlagen 
oder deren Einrichtungen schuldhaft verursacht werden. Ihm obliegt der Beweis dafür, dass ein 
schuldhaftes Verhalten nicht vorgelegen hat. Der Nutzer ist für die Einhaltung des Rauch- und 
Trinkverbotes in den Sporthallen und Umkleideräumen verantwortlich. Die Haftung erstreckt sich 
auch auf die Beachtung der zulässigen Besucherzahl auf der jeweiligen Sportanlage/Zuschauer-
tribüne. 

 
4.2 Die Stadt Bad Kreuznach haftet nicht für Schäden jeglicher Art, die den Nutzern, seinen Mitglie-

dern, Besuchern und Beauftragten auf der Sportanlage entstehen, es sei denn, dass die Schäden 
aus baulichen Mängeln entstanden sind, die die Stadt zu vertreten hat, oder ihr Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit zur Last fällt. Soweit hiernach eine Haftung der Stadt ausgeschlossen ist, hat der 
Nutzer die Stadt von Schadensersatzansprüchen Dritter freizustellen. Der Nutzer ist verpflichtet, die 
Räume, Sportstätten und Geräte jeweils vor der Benutzung auf ihre ordnungsgemäße Beschaffen-
heit zu prüfen und sicherstellen, dass schadhafte Geräte und Anlagen nicht benutzt werden. Die 
Einrichtung des erforderlichen Unfall- oder Hilfsdienstes obliegt dem Nutzer. 

 
5. Entgelte 
 
5.1 Die Nutzung städt. Sportanlagen durch Bad Kreuznacher Schulen und Vereinigungen zu sport-

lichen Zwecken nach Ziffer 1.3 dieser Sportstättenordnung ist grundsätzlich unentgeltlich (Freibäder 
nur zu bestimmten Zeiten für: Schulen, schwimmsporttreibende Vereine oder Sportvereine, bei 
denen Schwimmdisziplinen gefordert sind), soweit nicht im Folgenden unter Ziffer 5. etwas 
Abweichendes bestimmt ist. 

 
5.2 Die Nutzung städt. Sportanlagen durch Vereinigungen nach Ziffer 1.3, die nicht ortsansässig sind, 

ist entgeltlich, es sei denn, es handelt sich um eine Freundschaftsbegegnung mit einer Bad Kreuz-
nacher Vereinigung. 
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5.3 Die Nutzung der städt. Anlagen und Einrichtungen für nichtsportliche oder gewerbliche Zwecke ist 
entgeltlich; davon ausgenommen sind vereinsinterne Feiern in den Stadien und Hallen durch die 
dort sporttreibenden Vereine. 

 
5.4 Die Überlassung der Mehrzweckeinrichtungen (Foyer, Küche etc.) in den Sporthallen ist entgeltlich. 
5.5 Für Veranstaltungen, die im besonderen Interesse der Stadt Bad Kreuznach liegen, kann ganz oder 

teilweise auf die Erhebung eines Entgeltes verzichtet werden. 
 
6. Tarife 
 
6.1 Sportplätze 
 
6.1.1 Stadion mit Tribüne 
 
 Für alle Nutzergruppen ganztägig 500,00 € 
 Schulen aus dem Kreisgebiet  100,00 € 
 
6.1.2 Großspielfelder 
 
 Freie Nutzergruppen, niederklassige Vereine pro angefangene Stunde 
 und Verbände und Platz 40,00 €

 je Platz ganztägig 225,00 € 
 
 Sportvereine (ab Regionalliga) pro angefangene Stunde 
 und kommerzielle Sportanbieter und Platz 100,00 € 
  je Platz ganztägig 350,00 € 
 
6.1.3 Nebenanlagen/Kleinspielfelder 
 
 Freie Nutzergruppen, Vereine pro angefangene Stunde 
 und Verbände und Anlage 9,00 € 
  je Platz ganztägig 57,00 € 
 
 Sonstige Veranstalter pro angefangene Stunde 
  und Anlage 14,00 € 
  je Platz ganztägig 113,00 € 
 
6.1.4 Für Berufssportveranstaltungen und für kommerzielle, nichtsportliche Nutzung der Sportanlagen 

werden Sondervereinbarungen getroffen. 
 
6.2 Gymnastik-, Turn-, Sporthallen 
 
 Die Überlassung der Sporthallen für Einzelveranstaltungen bis zu vier Stunden Dauer erfolgt zu 

einem Preis von 0,50 € je genutztem m² Bodenfläche. 
 Jede weitere angefangene Stunde wird mit 0,10 €/m² in Rechnung gestellt. 
 
6.3 Mehrzweckbereiche (Foyer, Küche) 
 
6.3.1 Die Überlassung der Mehrzweckeinrichtungen an sonstige Nutzer erfolgt gemäß Ziffer 6.2 (zuzüg-

lich der entsprechenden Bodenflächen des Foyers und der Küche). 
 
6.4 Für mehrere Einzelveranstaltungen an einem Tag oder mehrtägige Veranstaltungen (z. B. Ausstel-

lungen) sind Entgelte wie für eine Einzelveranstaltung gemäß Ziffer 6.2 zu entrichten. 
 
6.5 Im Falle einer Untervermietung und dass der Reingewinn aus der Veranstaltung erheblich das zu 

zahlende Nutzungsentgelt übersteigt kann ein prozentualer Zuschlag zu den Entgelten, entspre-
chend der wirtschaftlichen Bedeutung der Veranstaltung, des öffentlichen Interesses und den der 
Stadt entstehenden Kosten, festgesetzt werden. 

 
6.6 Nebenkosten, z. B. Überstunden des Platzwartes an Sonn- und Feiertagen oder die Kosten des 

Hausmeisters bei sonstigen Veranstaltungen, werden (gemäß der jeweiligen Fassung der Kosten 
 und Entgelt-DA) gesondert berechnet. 
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7. Entgelterhebung 
 
 Die Entgelte werden vom Amt für Schulen, Kultur und Sport in Rechnung gestellt und sind von dem 

verantwortlichen Nutzer bzw. vom Veranstalter innerhalb von 14 Tagen nach Zahlungsaufforderung 
oder nach Beendigung der Veranstaltung zu zahlen. Die Stadt ist befugt, die Zahlung des Entgeltes 
im Voraus zu verlangen. 

 
 Abweichend von den unter Ziffer 6 festgesetzten Entgelten kann die Stadt im Einzelfall ein 

pauschales Nutzungsentgelt erheben. 
 Mehrere Antragsteller haften als Gesamtschuldner für die Nutzungsentgelte und etwaige weitere 

Kosten. 
 
8. Ordnungsvorschriften 
 
8.1 Der Nutzer hat dafür zu sorgen, dass die benutzten Sportanlagen nicht über Gebühr verunreinigt 

und Sachbeschädigungen vermieden werden. 
 
8.2 Bestehende Bestimmungen der einzelnen Benutzungsordnungen sind zu beachten. Auf die Über-

lassung sind die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches in der jeweils gültigen Fassung anzu-
wenden, soweit in diesen Bedingungen nichts anderes gesagt ist. 

 
8.3 Die Überlassung der Sportstätten entbindet den Nutzer nicht von der Einhaltung sonstiger Rechts-

vorschriften und der Entrichtung sonstiger Abgaben (z. B. GEMA-Anmeldung und -Gebühren, 
Kosten für öffentlich-rechtliche Genehmigungen etc.) 

 
8.4 Die Bestimmungen der Verordnung über den Bau und Betrieb von Versammlungsstätten 

(VStättVO) in der jeweils gültigen Fassung sind zu beachten. Der Nutzer ist für die Einhaltung 
verantwortlich. 

 
9. Sonstiges 
 
 Alle über die Vorschriften dieser Bedingungen hinausgehenden oder von ihnen abweichenden Ver-

einbarungen sind schriftlich in Form eines Überlassungsvertrages festzulegen. 
 
10. Inkrafttreten 
 
 Mit Beschluss des Stadtrates der Stadt Bad Kreuznach vom 30.11.2000 tritt die Sportstätten- und 

Entgeltordnung am 01.12.2000 in Kraft. Letzte Änderung erfolgte am 13.12.2012. 
 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 
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Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

6/61 13.10.2016 16/103 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 26.10.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

  

 
Bebauungsplan „Zwischen Dürerstraße und Johannes-Kaup-Straße“ (Nr. 5/18) 

a. Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung 

b. Beschluss zur Offenlage 

 
Beschlussvorschlag 

 
Der Stadtrat beschließt 
a. die Abwägung der Beteiligung der Öffentlichkeit nach §3 Abs.1 BauGB und der Behörden 

nach §4 Abs.1 BauGB gemäß Abwägungsvorschlag (Anlage 2). 
b. die förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit nach §3 Abs.2 BauGB (Offenlage) und der Be-

hörden nach §4 Abs.2 BauGB und stimmt dem vorliegenden Entwurf zu. 

 

Berichterstatter: 

 
Beratung/Beratungsergebnis 
Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 17 

Beratung 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 
   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 
 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 
Beschlussausfertigungen an: 
 
 
 



Problembeschreibung / Begründung 
 

Sichtvermerke der Dezernenten Sichtvermerke der Oberbürgermeis-
terin 
 

Sichtvermerke: 
Rechtsamt: 

Kämmereiamt 

 

Bebauungsplan „In den Weingärten“ (Nr. 5/10 Ä) 
Der Bebauungsplan Nr. 5/10Ä ist seit 2002 rechtsverbindlich und wird in Bauabschnitten realisiert.  

Zur Erschließung des II. Bauabschnitts hat die Stadt am 29. Juli/5. August 2015 einen Erschlie-
ßungsvertrag mit der GEWOBAU mbH geschlossen (Beratung im Ausschuss am 13.07.2015). 

Ziel des Bebauungsplanes ist es, ein attraktives und durchgrüntes Wohngebiet zu entwickeln. Im 
Gebiet gibt es verschiedene Bauformen und Verdichtungsbereiche. Durchzogen wird das Gebiet 
von breiten Grünbereichen, die zum einen der Entwässerung dienen und zum anderen Naherho-
lungs- und Spielflächen für die Bewohner bieten. 

 
Anlass der Planung 
Der neue Bebauungsplan Nr. 5/18 "Zwischen Dürerstraße und Johannes-Kaup-Straße" soll einen 
ca. 2,4 ha großen Teilbereich des II. Bauabschnitts nordwestlich des jetzt zur Realisierung anste-
henden Teils der Dürerstraße betreffen. Eine Immobilienentwicklungsgesellschaft beabsichtigt hier 
die Errichtung von ca. 63 Einfamilienhäusern in Form von Doppel- und Reihenhäusern. Zwölf Rei-
henhäuser werden zu besonderen Konditionen angeboten ("preisgünstige Häuser"). 

Zielgruppe für die Einfamilienhäuser sind vor allem junge Familien, was sich u.a. auch günstig auf 
die demographische Entwicklung der Stadt auswirken wird. Zudem wird mit dem nächsten Bauab-
schnitt des Wohnbaugebiets die Eigentumsbildung für weitere Bürger der Stadt ermöglicht. Die 
Planung greift die grundsätzliche bauliche Struktur des bisherigen Bebauungsplans sowie dessen 
Erschließungssystem auf. 

Für das Plangebiet wurde Mitte 2014 eine 4. Änderung des Bebauungsplans beschlossen und 
durch anschließende Bekanntmachung in Kraft gesetzt; die 4. Änderung ist Gegenstand eines 
Normenkontrollverfahrens beim OVG Koblenz. Ihre Festsetzungen basieren auf dem Bebauungs-
konzept eines vorigen Investors, der 76 Wohneinheiten errichten wollte. Dieses Konzept wurde 
jedoch nicht umgesetzt. 

Der neue Bebauungsplan Nr. 5/18 soll die Festsetzungen gegenüber der vorherigen Planung im 
Hinblick auf die Topographie und das neue Bebauungskonzept optimieren bzw. anpassen. 

Der innere Teil des Plangebiets mit Orientierung zu den bereits bebauten Bereichen des Wohnge-
biets soll weiterhin als Reines Wohngebiet (WR) gemäß § 3 BauNVO ausgewiesen werden. Hier-
durch wird auch die hohe Wohnqualität im Bereich der benachbarten Wohnbebauung betont. Im 
entsprechenden Bereich sollen überwiegend Doppelhäuser errichtet werden.  

Entlang der Dürerstraße soll, wie auch im bislang geltenden Bebauungsplan, ein Allgemeines 
Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO ausgewiesen werden. Im Rahmen der weiteren Planausar-
beitung ist für diese Teilbereichsflächen der Ausschluss ggf. störender Nutzungen wie Tankstellen 
und Gartenbaubetriebe vorgesehen. Auch Nutzungen, die mit einer stärkeren Verkehrserzeugung 
verbunden wären, wie Betriebe des Beherbergungsgewerbes sollen im WA ausgeschlossen wer-
den. Im WR sind sie ohnehin unzulässig. 



Problembeschreibung / Begründung (Fortsetzung S.2)

Die Analyse der Geländesituation sowie die zwischenzeitlich in der Bearbeitung befindliche Stra-
ßenplanung der Dürerstraße und der inneren Erschließungsstraßen des Gebiets (verlängerte 
Hugo-Salzmann-Straße sowie Planstraße A) haben ergeben, dass die Gebäudehöhen sehr diffe-
renziert für einzelne Teilflächen der überbaubaren Flächen bestimmt werden müssen, um eine 
optimale Anpassung der Bebauung an das Gelände zu gewährleisten. Hierzu wird eine entspre-
chende Planung in enger Abstimmung von Stadtverwaltung und GEWOBAU, als Erschließungs-
trägerin, erarbeitet. Es ist vorgesehen den entsprechenden Stand der Bearbeitung im Ausschuss 
vorzustellen. 

Die Doppel- und Reihenhäuser sind im Sinne des schonenden Umgangs mit Grund und Boden 
analog zum bisherigen Inhalt des Bebauungsplans mit zwei Vollgeschossen sowie ausgebautem 
Dachgeschoss, ggf. in Form eines Staffelgeschosses vorgesehen. Zudem ist es geplant, alle Ge-
bäude zu unterkellern. Auch dies ist ein Beitrag zu einer sehr wertigen Wohnbebauung. Die bis-
herigen Festsetzungen zu Grundflächenzahl und Geschossflächenzahl werden analog in den 
neuen Bebauungsplan übernommen.  

Die Neubauflächen sind durch Ausgleichsflächen und Retentionsflächen von den bestehenden 
Wohngebäuden abgerückt. Die Abstände zwischen Neubebauung und bestehender Bebauung 
sind daher erheblich größer als nach Vorgaben der Landesbauordnung erforderlich. Dennoch 
wurde die Frage nach möglichen Verschattungen bestehender Wohngebäude durch einen Fach-
beitrag untersucht. Im Ergebnis sind aufgrund der vorliegenden Planung geringere Verschattun-
gen möglich, als bereits nach dem Ursprungsbebauungsplan Nr. 5/10Ä zu erwarten waren. 

Der Geltungsbereich des vorgesehenen Bebauungsplans Nr. 5/18 entspricht im Wesentlichen 
dem Plan zur 4. Änderung "In den Weingärten" und liegt dieser Vorlage als Anlage 1 bei. 

 

Flächennutzungsplan 

Die Planung ist aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt entwickelt und ent-
spricht den Zielen der Regional- und Landesplanung. 

 

Erschließung 

Die Erschließungsplanung für das Gebiet sieht den Ausbau der Dürerstraße auch über das unmit-
telbare Plangebiet hinaus vor, damit die durch die Gebietsausweisung entstehenden zusätzlichen 
Verkehre von Beginn an ohne Belastung benachbarter Wohnbauflächen an das Straßennetz an-
gebunden werden können. Eine Einbeziehung der Dürerstraße oder weiterer Erschließungsflä-
chen in den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 5/18 wird derzeit nicht für erforderlich er-
achtet, da entsprechendes Planungsrecht für die Erschließungsanlagen auf Grundlage des be-
stehenden Bebauungsplans Nr. 5/10Ä (Ursprungsplan) besteht. 



Problembeschreibung / Begründung (Fortsetzung S.3)  

  
 - Entwurf der Straßenplanung - 

 

Zu Beschlussvorschlag a. Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung 

Im Rahmen der Beteiligung ging eine Stellungnahme mit Anregungen von Bürgern ein. 

Hauptthemen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit waren: 

• Die Forderung zur Feststellung der Lage des ehemaligen Kriegsgefangenenlagers Bret-
zenheim zur Vermeidung von Beeinträchtigungen des Bodendenkmals durch das Plange-
biet. 

• Die Forderung zur Fassung und geordneten Ableitung einer Quelle innerhalb der Maß-
nahmenfläche "M8". 

• Die Forderung zur Klärung der Machbarkeit der Gebietsentwässerung. 
• Die Forderung zur Einholung eines Verkehrsgutachtens. 
• Die Forderung zur Einholung eines Artenschutzbeitrags. 



Problembeschreibung / Begründung (Fortsetzung S.4)  

• Die Forderung zur Feststellung der Verschattung der Bestandsbebauung durch das Plan-
vorhaben. 

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden wurden 46 Behörden beteiligt, davon gaben 17 Anre-
gungen ab; 6 hatten keine Bedenken, 11 gaben Hinweise, keine Behörde hatte Bedenken. 

Hauptthemen aus der Beteiligung der Behörden waren: 

• Hinweise und Anregungen zu den Erschließungsanlagen (Straßen, Löschwasserversor-
gung, Niederschlagswasserableitung, Abwasserableitung) sowie Flächen für die Ret-
tungsdienste und Müllabfuhr. 

• Hinweise zur möglichen Belastung des Untergrunds durch Rückstände (Kupfer) aus der 
früheren Bewirtschaftung als Weinberg. 

• Hinweise zum Thema Radon und Baugrund. 
• Hinweise zu den Belangen der Landwirtschaft 

Die ausführlichen Stellungnahmen sowie die Abwägungsvorschläge sind als Anlage 2 beigefügt. 

Ergänzender Hinweis der Verwaltung zum weiteren Verfahren 
Der Bebauungsplan wurde zur Offenlagefassung um die Angaben nach § 2a BauGB ergänzt. 

Der Plangeltungsbereich der Entwurfsplanung wurde gegenüber der Vorentwurfsplanung um drei 
kleinere Flurstücke (Nr. 70/2, Nr. 100/5 und Nr. 226/1) in der Südwestecke des Plangebiets redu-
ziert, da dort im Vorentwurf eine Festsetzung von Maßnahmenflächen auf privaten Grundstücks-
flächen (Flurstücke Nr. 70/2 und Nr. 100/5) erfolgte, die eigentumsrechtlich nicht umsetzbar wäre 
und daher entfällt. Im Bereich dieser Grundstücke gilt somit auch weiterhin der seitherige Bebau-
ungsplan. Das Flurstück Nr. 226/1 betrifft eine bestehende Trafostation und ist von Änderungen 
der vorliegenden Planung nicht betroffen. 

 

Zu Beschlussvorschlag b. Offenlage 
Nach Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen wird die Offenlage beschlossen und mit 
den überarbeiteten Unterlagen (siehe Anlagen 3-6) gemäß § 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB so-
wohl der Öffentlichkeit als auch den Behörden vorgelegt. 

 



Problembeschreibung / Begründung (Fortsetzung S.5) 

 

Der Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr hat über die Vorlage beraten. 
Über das Ergebnis wird im Stadtrat berichtet. 

 

 

Anlagen: 

1. Grenzbeschreibung 
2. Stellungnahmen mit Abwägungsvorschlägen 
3. Auszug Planzeichnung mit Textfestsetzungen (A4) 
4. Begründung mit Umweltbericht 
5. Bestandsplan Biotoptypen 
6. Lageplan, Ansichten, Schnitte der geplanten Bebauung 
7. Gutachten 

- Artenschutzbeitrag 
- Radongutachten 
- Orientierende Baugrunduntersuchung 
- Geotechnischer Bericht 
- Auszug aus der Erschließungsplanung 
- Abschätzung der Verkehrserzeugung 
- Machbarkeitsstudie zur Oberflächenentwässerung 
- Verschattungsstudie 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 
 

x öffentlich  nichtöffentlich 

 

 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

6/61 13.10.2016 15/336 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 26.10.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

 
Bebauungsplan „Zwischen Pfalzstraße, Alzeyer Straße und Mannheimer Straße“  
(Nr. 6/5, 3. Änderung); 
a. Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung 
b. Beschluss zur Offenlage und Zustimmung zum vorliegenden Entwurf 
c. Anpassung des Flächennutzungsplans 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Stadtrat beschließt 
a. die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit 

nach §3 Abs. 1 BauGB und der Behörden nach §4 Abs.1 BauGB gemäß Abwägungsvor-
schlag (Anlage 2). 

b. dem vorliegenden Entwurf zuzustimmen und beschließt die förmliche Beteiligung der Öf-
fentlichkeit nach §3 Abs.2 BauGB (Offenlage) und der Behörden nach §4 Abs.2 BauGB. 

c. den Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB an-
zu-passen. 

 
Berichterstatter/-in: 
 
Beratung/Beratungsergebnis 
Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 18 

Beratung 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 
   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 
 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 
Beschlussausfertigungen an: 
 
 
 



Problembeschreibung / Begründung 
 

Sichtvermerke der Dezernenten Sichtvermerke der Oberbürgermeis-
terin 
 
 

Sichtvermerke: 
Rechtsamt: 

Kämmereiamt 

 

Bebauungsplan „Zwischen Pfalzstraße, Alzeyer Straße und Mannheimer Straße“ (Nr. 6/5, 2. 
Änderung) 
Der Bebauungsplan ist seit 30.12.2013 rechtsverbindlich. Ziel des Bebauungsplans ist es den Be-
reich einer geregelten Nachverdichtung zuzuführen und eine Wohnbebauung sowie eine Gemein-
bedarfsfläche für soziale Zwecke baurechtlich zu normieren. 

 
Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 6/5, 2. Änderung  

 
Ziel der Änderung des Bebauungsplans Nr. 6/5, 3. Änderung 
Der Vorhabenträger ist Eigentümer der Grundstücke, die im Bebauungsplan umfasst sind. Ziel ist 
es, den Bereich des bisherigen Restaurants (bisher als Mischgebiet festgesetzt), den Parkplatz 
sowie einen kleinen Teil der bisherigen Gemeinbedarfsfläche zu überplanen und ein Allgemeines 
Wohngebiet festzusetzen.  



Problembeschreibung / Begründung (Fortsetzung S.2)

Die bisherige Nutzung im Mischgebiet eines Restaurants mit dem sehr großen Parkplatz stellt 
einen Fremdkörper im Siedlungsgefüge dar, da die Größe des Restaurants und der dazugehörige 
Parkplatz nicht mit der umgebenden Wohnnutzung korrespondieren und Störungen des Wohnum-
felds durch die Nutzung nicht ausgeschlossen sind. 
Es ist städtebaulich zielführend die Nutzung an die umgebende Bebauung anzupassen und eine 
wohnbauliche Nutzung zu etablieren. Hierdurch werden die Ziele „Innenentwicklung vor Außen-
entwicklung“ und „Sparsamer Umgang mit Grund und Boden“, sowie „Schaffung von Wohnraum“ 
befördert. 
Durch die Umnutzung des Parkplatzes wird gleichzeitig eine Entsiegelung erfolgen, Parkverkehre 
entfallen und eine Beruhigung des gesamten Gebietes ist zu erwarten. Sowohl aus ökologischer, 
als auch luftqualitativer Sicht ist diese Änderung zu begrüßen. 
In der gleichen Änderung werden die bisher 2 getrennten Baufenster an der Alzeyer Straße (WA) 
zu einem zusammengefasst und nach Süden etwas verlängert, um eine noch bessere Abschir-
mung von der Alzeyer Straße für den Innenbereich zu erreichen. Außerdem wird das Baufenster 
der Gemeinbedarfsfläche minimal verschoben und auf den tatsächlichen Bedarf für einen Kinder-
garten angepasst. (Grenzbeschreibung siehe Anlage 1) Der städtebauliche Entwurf sieht im Vor-
entwurf folgende Gestaltung vor: 
 

 
- Städtebaulicher Gestaltungsentwurf - 



Problembeschreibung / Begründung (Fortsetzung S.3)   

 
Bebauungsplan Nr. 6/5, 3. Änderung 
Es sollen im Bereich des bisherigen Mischgebietes und des Parkplatzes Einfamilien- und Doppel-
häuser entstehen, die der umgebenden Bebauung in Kubatur und Bebauungsintensität angepasst 
sind.  
Im Bereich entlang der Alzeyer Straße sollen Mehrfamilienhäuser entstehen, die entlang der 
Alzeyer Straße (WA 1) drei Vollgeschosse plus ein Staffelgeschoss (zurück rücken des Staffelge-
schosses um mind. 0,5m) bzw. drei Vollgeschosse plus Dachgeschoss (geneigtes Dach max. 
40°) aufweisen können. Hierzu gab es einen positiven Beschluss des Ausschusses am 
08.09.2016. 
 
Verfahren 
Nach Prüfung durch die Verwaltung sind die Voraussetzungen für die Durchführung des be-
schleunigten Verfahrens gegeben. Der Bebauungsplan wird daher im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) aufgestellt, da 
• der Bebauungsplan eine innerhalb des Siedlungskörpers gelegene Fläche umfasst und damit 

die Innenentwicklung zum Ziel hat, 
• die nach § 19 BauNVO zulässige Grundfläche weniger als 20.000 m² umfasst, 
• durch den Bebauungsplan keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht 

zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG oder nach dem Lan-
desrecht unterliegen, 

Für Bebauungspläne der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren kann von einer Umwelt-
prüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB, von einem Umweltbericht gemäß § 2a BauGB sowie von der 
Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, abgesehen werden. Das Planverfahren unterliegt nicht der Eingriffsregelung.  
Auf eine Umweltprüfung mit Umweltbericht sowie den Angaben nach §2a und 3 Abs.2 Satz2 
BauGB werden daher im vorliegenden Verfahren verzichtet.  
 
Zu Beschlussvorschlag a.: Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteili-
gung 
Der Vorentwurf wurde im Rahmen einer Bürgererörterung am 30.06.2016 vorgestellt und zur Be-
teiligung der Öffentlichkeit vom 01.07.2016 - 15.07.2016 ausgelegt sowie den Behörden mit 
Schreiben vom 23.06.2016 vorgelegt. 
Im Rahmen der Bürgererörterung erschienen 4 Bürger, es gingen Anregungen eines Bürgers zum 
Verfahren ein. Dabei ging es hauptsächlich um die Entfernung vorhandenen Baumbestands. 
Es wurden außerdem 49 Behörden um Stellungnahme gebeten, 14 haben Hinweise und Stel-
lungnahmen abgegeben, die zu keinen Änderungen im Bebauungsplanentwurf geführt haben. 
Hinweise wurden hauptsächlich zu potenziellen Kontaminationen im Bereich der Konversion, Re-
gelung der Verkehrsführung, Breite von Wegen bzgl. Müllentsorgung. 
Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge siehe Anlage 2. 
 
Zu Beschlussvorschlag b.: Beschluss zur Offenlage und Zustimmung zum vorliegenden 
Entwurf 
Die Planung wurde weiter ausdetailliert und wird dem Ausschuss hiermit vorgelegt. Dem Aus-
schuss wird vorgeschlagen, dem Stadtrat die Zustimmung zum vorliegenden Entwurf und den 
Beschluss zur Offenlage zu empfehlen (Anlagen 3-6). 
 



Problembeschreibung / Begründung (Fortsetzung S.4) 

Zu Beschlussvorschlag c.: Anpassung des Flächennutzungsplans im Wege der Berichti-
gung 
Im beschleunigten Verfahren kann ein Bebauungsplan der von den Darstellungen des Flächen-
nutzungsplans abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder 
ergänzt ist. Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets darf nicht beein-
trächtigt werden. Dann ist der FNP im Wege der Berichtigung anzupassen. Damit entfällt ein 
förmliches Verfahren zur Änderung des Flächennutzungsplans komplett. 
Durch die Änderung des Bebauungsplans wird die geordnete städtebauliche Entwicklung nicht 
beeinträchtigt, einer Anpassung im Wege der Berichtigung steht daher nichts im Wege. (Anla-
ge 7) 
 

 
FNP-Berichtigung zur 2.Änderung               FNP-Berichtigung zur 3. Änderung 

 
Der Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr hat am 26.10.2016 über die 
Vorlage beraten. Über das Ergebnis wird im Stadtrat berichtet. 
 
Anlagen: 
1. Grenzbeschreibung 
2. Stellungnahmen mit Abwägungsvorschlägen 
3. Auszug aus dem Planentwurf 
4. Textfestsetzungen 
5. Entwurf Begründung mit Umweltbelangen 
6. Gutachten zur Begründung 

• Lärmgutachten Pies 
• Übersicht Schallschutzmaßnahmen, Lärmkarte 
• Fachbeitrag Naturschutz 
• Schnitte A-A bis J-J 
• Orientierende Untersuchung Untergrund 
• Kurzbericht Gebäudeschadstoffkataster 

7. Berichtigung FNP 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 
 

x öffentlich  nichtöffentlich 

 

 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

6/61 und 6/60 13.10.2016 16/070 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 26.10.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

 

Städtebauliche Erneuerung, Teilprogramm Stadtumbau; 

Vorläufige Festlegung eines Untersuchungsgebietes;  

Vorbereitende Untersuchungen im Stadtteil BME 

 
Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat beschließt die Einleitung vorbereitender Untersuchungen zur Prüfung der Sanie-

rungsbedürftigkeit oder erforderlicher städtebaulicher Entwicklungsmaßnahmen nach dem 

BauGB sowie die vorläufige Festlegung eines Untersuchungsgebietes. Dieser Beschluss steht 

unter dem Vorbehalt und der Maßgabe eines positiven Bewilligungsbescheides seitens der zu-

ständigen Bewilligungsbehörde (Ministerium des Innern und für Sport). 

Die Abgrenzung des vorläufigen Untersuchungsgebietes ist als Anlage beigefügt. 

 

Berichterstatter/-in: 

 
Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 19 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 

 



Problembeschreibung / Begründung 
 

Sichtvermerke der Dezernenten Sichtvermerke der Oberbürgermeis-
terin 
 

Sichtvermerke: 
Rechtsamt: 

Kämmereiamt 

 

Förderprogramm 
Das Teilprogramm Stadtumbau dient der Entwicklung von Stadt- und Ortsbereichen oder Gewer-
bestandorten, die als Folge der demographischen und wirtschaftlichen Entwicklung von erhebli-
chen städtebaulichen und wirtschaftsstrukturellen Funktionsverlusten bedroht oder betroffen sind 
und die einen besonderen wirtschaftlichen oder technologischen Erneuerungs- und Entwicklungs-
bedarf haben. 
Mit den Finanzhilfen von Bund und Land sollen die Gemeinden mit entsprechenden Gebieten in 
die Lage versetzt werden, sich frühzeitig auf Strukturveränderungen einzustellen. 
Mit einer Aufnahme in das Programm „Städtebauliche Erneuerung, Teilprogramm Stadtumbau“ 
wird eine nachhaltige Möglichkeit zum notwendigen Strukturwandel eröffnet. Das Land fördert die 
Maßnahmen voraussichtlich mit einer Förderquote von 75-80% der förderfähigen Kosten. 

Plangebiet 
Im abgegrenzten Plangebiet im Stadtteil Bad Münster a. St.-Ebernburg ist als Folge der Gesund-
heitsreform, des Strukturwandels und der demographischen Entwicklung ein erheblicher städte-
baulicher und wirtschaftsstruktureller Funktionsverlust festzustellen, der sich ohne die Durchfüh-
rung von Maßnahmen weiter verfestigen wird. Es besteht großer Handlungsbedarf. 

 



Problembeschreibung / Begründung (Fortsetzung S.2) 

Die Verwaltung hat ein Konzept erarbeitet, in dem der städtebauliche Handlungsbedarf und die 
gelplanten Maßnahmenschwerpunkte im öffentlichen und privaten Raum im Stadtteil Bad Münster 
am Stein-Ebernburg sowie die Finanzierung der Maßnahmen dargelegt sind. 

Das Konzept war die Grundlage für die Bewerbung um eine Aufnahme in das Förderprogramm.  

 

Ein Lageplan, in dem das von den Vorbereitenden Untersuchungen betroffene Gebiet parzellen-
scharf dargestellt ist, wird zum Bestandteil des Beschlusses (Anlage 1). 

 

Weiteres Verfahren 
Das weitere Vorgehen steht unter dem Vorbehalt und der Maßgabe eines positiven Bewilligungs-
bescheides bezüglich der Aufnahme in das städtebauliche Erneuerungsprogramm durch die Be-
willigungsbehörde (Ministerium des Innern und für Sport): 

Die bereits erfolgten Untersuchungen sind für den Bereich des vorgeschlagenen Untersuchungs-
gebietes zunächst weiter auszuarbeiten. Weiteres Ziel ist es dabei zu klären, welche exakte Ab-
grenzung das Entwicklungsgebiet letztendlich erhalten soll. 

In einem weiteren Schritt sind dann die vorbereitenden Untersuchungen durch eine Beteiligung 
der Öffentlichkeit (Grundstückseigentümer) und der öffentlichen Aufgabenträger zu ergänzen.   
Die Beteiligung wird ebenfalls öffentlich bekannt gemacht. 

Nach dieser Beteiligung werden die Untersuchungsergebnisse und Inhalte des Konzeptes ergänzt 
oder modifiziert und eine abschließende Abgrenzung und daraus heraus abgeleitete Handlungs-
empfehlungen erarbeitet und dem Stadtrat erneut vorgestellt.  

Eine öffentliche Bekanntmachung   
des Einleitungsbeschlusses über die die vorbereitenden Untersuchungen bzw. des Einleitungsbe-
schlusses zur Aufstellung eines integrierten Entwicklungskonzeptes,   
sowie der Festlegung des Untersuchungsgebietes oder Festlegung des vorläufigen Stadterneue-
rungsgebietes  
kann erst nach Aufnahme in das Förderprogramm erfolgen. 

 

 

 

Die Vorlage wurde im Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr am 
26.10.2016 beraten. Über das Ergebnis wird im Stadtrat berichtet. 

 

 

 

Anlage 
1. Vorläufige Abgrenzung des Untersuchungsgebietes der vorbereitenden Untersuchungen 



Abgrenzung Plangebiet Stadtumbau West

Datum:    

H:\FA61\Amt61\Sonst.Planung\Stadtumbau West BME 2016\Zeichnung\Abgrenzung Plangebiet.dwg

Fachabteilung Stadtplanung und Umwelt

15.02.2016



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 
 

X öffentlich  nichtöffentlich 

 

 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

30/32-4 30.09.2016 16/299 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Landwirtschaftsausschuss 27.09.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

  

 

Sanierung der Wirtschaftswege 2017 

 

Beschlussvorschlag 

 

Dem Stadtrat wird empfohlen, dass im Jahr 2017 zunächst die Sanierung Metzlerweg/ 

Steinweg in der Gemarkung Winzenheim und in der Gemarkung Ippesheim der Weg beginnend 

am Wanderparkplatz (Biebelsheimer Str.) bis zur Gemarkungsgrenze (Planig/ Ippesheim) saniert 

werden. Für die Gemarkung Planig sollen die übrigen 10.000,- € durch die Verwaltung in 

Abstimmung mit Vertretern aus Planig aufgeteilt werden.  

 

Berichterstatter: Herr Peter Anheuser 

 

Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 20 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 

 
 



Problembeschreibung / Begründung 

 

Für die Sanierung der Wirtschaftswege stehen insgesamt für die Haushaltsjahre 2017 und 

2018  73.000,- € zur Verfügung.  

Der geplante Haushaltsansatz für das Jahr 2017 beträgt 35.000,- €. In der Sitzung des 

Landwirtschaftsausschusses vom 27.09.2016 wurde darüber beraten, mit welchen 

Sanierungen im nächsten Jahr begonnen werden soll.  

 

Bereits am 15.03.2016 wurden die Vertreter der Stadtteile gebeten, die zu sanierenden 

Wirtschaftswege in den einzelnen Gemarkungen an die Verwaltung zu melden. Hierbei wurden 

6 sanierungsbedürftige Wege aus Planig (Kostenschätzung 48.000,- €), 1 Weg aus Ippesheim 

(Kostenschätzung 18.000,- €) und 1 Weg aus Winzenheim (Kostenschätzung 7.000,- €) 

gemeldet. 

 

 

 

 

 

 

Sichtvermerke der Dezernenten Sichtvermerke der 

Oberbürgermeisterin 

 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

 

 

 
Kämmereiamt 

 

 
 

 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 

X öffentlich  nichtöffentlich 

 

 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

Kämmereiamt 06.10.2016 16/304 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Finanzausschuss 05.10.2016 

Stadtrat  27.10.2016 

  

  

 

Annahme von Spenden, Sponsoringleistungen, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen 

 
Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat beschließt gem. § 94 Abs. 3 GemO-RLP i.V.m. § 4 der Hauptsatzung, die Zu-

wendungsangebote gemäß beigefügter Aufstellung anzunehmen. 

 

Berichterstatter: Helmut Anheuser 

 

Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 21 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

 

 

 



 

Problembeschreibung/Begründung 

 

-siehe Anlage- 

Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 05.10.2016 empfehlend beraten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sichtvermerke der Dezernenten: Sichtvermerk der 

Oberbürgermeisterin: 

 

Sichtvermerke: 

Amt für Recht und Ordnung: 

 

 

 

Kämmereiamt: 

 

 

 

 

 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 
 

X öffentlich  nichtöffentlich 

 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

Amt 20/Hans und Harry Staab-Stiftung 06.10.2016 16/271 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Sportausschuss 20.09.2016 

Finanzausschuss 05.10.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

 

Hans und Harry Staab-Stiftung; hier: Zuwendungen an Sportvereine 

 
Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat beschließt, im Jahre 2016 folgende Zuwendungen aus Mitteln der Hans und Har-

ry Staab-Stiftung für Zwecke des Sports (Zuschuss zu den Betriebskosten vereinseigener 

Sportstätten) zu gewähren: 

 1. VfL 1848 Bad Kreuznach e.V.:  2.625,00 Euro 

 2. MTV Bad Kreuznach 1877 e.V.: 1.750,00 Euro 

 3. Postsportverein Bad Kreuznach e.V.:  875,00 Euro  

 4. TuS Bosenheim e.V.:  875,00 Euro  

 5. Creuznacher Ruderverein e.V.: 875,00 Euro  

 6. Minigolf-Sportverein Bad Kreuznach e.V.: 875,00 Euro 

 7. Tennisgemeinschaft KH-BME e.V.: 875,00 Euro 

 8. DLRG Ortsgruppe Bad Kreuznach e.V.: 875,00 Euro 

 9. Tennisclub Blau-Weiss Bad Kreuznach e.V.: 875,00 Euro 

 10. VfF Bad Kreuznach e.V.: 875,00 Euro 

 11. Fußball-Förderverein 2000 Bad Kreuznach e.V.: 875,00 Euro 

 12.  Turnverein Ebernburg e.V.: 875,00 Euro 

   13. TSC Crucenia Bad Kreuznach e.V.: 875,00 Euro 

 GESAMT 2016: 14.000,00 Euro 

 

Berichterstatterin: Frau Fessner 

 
Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 22 

Beratung 

 

 

 

 

Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 

 



Problembeschreibung/Begründung 

 

Gemäß der Beschlussvorlage des Amtes für Schulen, Kultur und Sport vom 01.09.2016 emp-

fiehlt der Sportausschuss dem Finanzausschuss, im Jahre 2016 Mittel der Hans und Harry 

Staab-Stiftung wie im Beschlussvorschlag aufgeführt an Bad Kreuznacher Sportvereine zu ver-

teilen. 

 

Insgesamt stehen 14.000,- Euro als Zuschuss zu den Betriebskosten vereinseigener Sportstät-

ten zur Verfügung. 

 

 

Die Beschlussvorlage für die Sitzung des Sportausschusses am 20.09.2016 ist als Anlage 

beigefügt. 

 

Der Sportausschuss hat der Vorlage zugestimmt. 

 

 

Aus Sicht der Verwaltung steht die Gewährung der Zuschüsse mit der Stiftungssatzung in 

Einklang (Förderung des Sports). 

 

 

Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 05.10.2016 empfehlend beraten. 

 

 

Anlagen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sichtvermerke der Dezernenten: Sichtvermerk der 

Oberbürgermeisterin: 

Sichtvermerke: 

Amt für Recht und Ordnung: 

 

 

 

Kämmereiamt: 

 

 

 

 

 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 

 

 öffentlich  nichtöffentlich 

 

 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

51 18.10.2016 16/298 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Finanzausschuss 05.10.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

   

  

 

Außerplanmäßige Bereitstellung von Auszahlungen im Haushaltsjahr 2016 

 

Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat beschließt die Bereitstellung von außerplanmäßigen Auszahlungen im 

Haushaltsjahr 2016 bei INV-36550-001, Zuschüsse für Investitionen freier Träger laufende 

Nummer 18, Auszahlung für Sachanlagen, in Höhe von 12.000€. 

 

Die Deckung erfolgt durch eine Ansatzreduzierung bei INV-55200-010, 

Außengebietsentwässerung In den Weingärten, lfd. Nummer 18, Auszahlung für Sachanlagen, 

in gleicher Höhe. 

 

Berichterstatter: Herr Zimmerlin 

 

Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 23 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

Amt 51, Abt. 61 

 



 

Problembeschreibung/Begründung 

 

Im Haushaltsjahr 2016 ist bei INV-36550-001, Zuschüsse für Investitionen freier Träger, kein 

Ansatz vorhanden. 

 

Im Deckungskreis des INV-36550, Kindertageseinrichtungen Freier Träger, sind ebenfalls keine 

Auszahlungen veranschlagt. 

Da keine Auszahlungsansätze im Haushaltsjahr 2016 vorhanden sind, ist eine außerplanmäßige 

Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die Maßnahme erforderlich. 

 

Es handelt sich hier um Bewilligungen für Zuwendungen aus der Förderrichtlinie der Stadt Bad 

Kreuznach zur Schaffung von U3 Plätze. 

 

Die vorliegenden Verwendungsnachweise beinhalten Ausstattungsgegenstände für: 

 

5000€ Ev. Kita Im Ellenfeld 

7000€ Protestantische Kita Ebernburg 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sichtvermerke der 

Dezernenten: 

 

Sichtvermerk des 

Oberbürgermeisters: 

 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

 

 

 

Kämmereiamt: 

 

 

 

 

 



Fraktion:  

 

Die Linke 

 Anfrage x Antrag 

 

 

X öffentlich  nichtöffentlich 

 

 

 Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

10 17.10.2016 16/291 

Gremium Sitzungstermin 

Stadtrat 27.10.2016 

 

Nein zum TTIP-Handelsabkommen, CETA-Handelsabkommen und TiSA-Abkommen 

 

TOP 

24 

Inhalt 

 

Siehe Anlage 

 

Der Antrag wurde in der Sitzung des Stadtrates am 29.09.2016 an den Hauptausschuss 

verwiesen. 

Der Hauptausschuss hat in seiner Sitzung am 06.10.2016 dem Antrag nicht zugestimmt (2 Ja-

Stimmen, 14 Nein-Stimmen, 3 Enthaltungen). 

 

 

Beratung/Beratungsergebnis 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

Amt 10 

 

 



     

     

  

   

     

                                                      

   

 

 

 

 

 

 

Stadtverwaltung       

Frau 

Oberbürgermeisterin  

Dr. Kaster-Meurer 

Hochstraße 48 

55545 Bad Kreuznach 

   

   

 

Bad Kreuznach 

-Stadtratsfraktion-  

Jürgen Locher 

Sigismundstraße 12 

55543 Bad Kreuznach 

Tel. : 0671 62878 

Mobil: 0171/6476897 

JuergenLocher@superkabel.de 

 

11. September 2016 

 

Antrag zur Stadtratssitzung am 29. September 2016 

“Nein zum TTIP-Handelsabkommen  (Transatlantic Trade and Investment Partnership), CETA-
Handelsabkommen (Comprehensive Economic and Trade Agreement) und TiSA-Abkommen (Trade in Service 
Agreement)  

Antrag: 

Der Stadtrat lehnt die Handelsabkommen TTIP (Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft) 
und CETA (EU – Kanada Handelsabkommen) sowie TiSA (Abkommen über Dienstleistungen) ab. 

Von der Landesregierung erwartet der Stadtrat, dass diese sich im Bundesrat gegen TTIP, Tisa und CETA 
eindeutig positioniert und sich bei Abstimmungen entsprechend verhält. 

Die Oberbürgermeisterin wird beauftragt diesen Beschluss  der Landesregierung, den Kommunalen 
Spitzenverbänden und den Landes- und Bundestagsabgeordneten für Bad Kreuznach zu übermitteln. 

Begründung: 

Diese besagten Handelsverträge/-abkommen haben einen groben Eingriff in die Selbstverwaltung der Stadt 
Bad Kreuznach zur Folge. Unsere Gestaltungsmöglichkeiten öffentliche Belange in der Gemeinde nach 
sozialen-, ökologischen- und regionalen Gesichtspunkten zu entscheiden, werden bedroht, weil bei TTIP, 
TiSA und CETA privatwirtschaftlichen Interessen - insbesondere von multinationalen Konzerne  -  Vorrang 
eingeräumt wird.   Dies betrifft in besonderem Maße auch  öffentliche Auftragsvergaben in den  Bereichen 
Wasser- und Energieversorgung, Abfallwirtschaft und ÖPNV. Letztlich sind aber auch alle öffentlichen 
Leistungen im Bereich Bildung, Kultur und Soziales betroffen.    

Die geheime Verhandlungsführung zur Erarbeitung solcher Abkommen ist für den Stadtrat ebenfalls nicht 
hinnehmbar, da dies den Transparenz- und Öffentlichkeitsgrundsätzen demokratisch legitimierter 
Parlamentsentscheidungen zuwider ist.  

Die besagten Abkommen sehen privilegierte Rechte für Unternehmen, Banken und Konzerne durch 
Investitionsschutzklauseln und Streitschlichtungsverfahren vor, wodurch demokratische parlamentarische 
Entscheidungen – auch des Rates der Stadt Bad Kreuznach – ausgehebelt werden können.  

Auch die vorgesehenen Schiedsgerichte zum Investitionsschutz sind nicht demokratisch legitimiert und 
gefährden die finanzielle Eigenständigkeit der Stadt und unsere Rechtsstandards. Allein die in den 
Handelsabkommen für Großunternehmen vorgesehene Möglichkeit (kommunale) Gebietskörperschaften 
durch „Androhung einer Millionenklage wegen entgangener Gewinne“  rechtlich auf Schadensersatz zu 
belangen, ist geeignet die freie Entscheidungsfindung der Kommune und der einzelnen Ratsmitglieder  
erheblich einzuschränken.  

 
Diese Schiedsgerichte, auch die neu bei CETA vorgesehenen, sind jedoch überflüssig und daher abzulehnen.  
Sowohl in Kanada als auch in Deutschland gibt es eine funktionierende Rechtsprechung, die sowohl in der 
Vergangenheit als auch in der Zukunft ist der Lage war bzw. ist,  alle anfallenden Streitfälle nach der 
geltenden Gesetzeslage zu behandeln und zu entscheiden.  Insofern sind sowohl die in den o.g. 
Handelsabkommen vorgesehenen gesonderten Investitionsschutzklauseln, als auch die Klagerechte für 
Unternehmen gegen Staaten vor Schiedsgereichten entbehrlich. 



     

     

  

   

     

                                                      

   

 

 

 

 

 

 

Stadtverwaltung       

Frau 

Oberbürgermeisterin  

Dr. Kaster-Meurer 

Hochstraße 48 

55545 Bad Kreuznach 

   

   

 

Bad Kreuznach 

-Stadtratsfraktion-  

Jürgen Locher 

Sigismundstraße 12 

55543 Bad Kreuznach 

Tel. : 0671 62878 

Mobil: 0171/6476897 

JuergenLocher@superkabel.de 

 

11. September 2016 

 

CETA und TTIP bedeuten z.B. für Bad Kreuznach, dass unsere Möglichkeiten der regionalen 
Wirtschaftsförderung  insbesondere für kleine und mittelständische Betriebe,  negativ beeinflusst werden 
kann.  So erschwert beispielsweise die durch die Abkommen vorgeschriebene „internationale 
Ausschreibung“  die regionale Wirtschaftsförderung, da mittelständische Unternehmen vor Ort bei der 
öffentlichen Auftragsvergabe nicht mehr bevorzugt werden können.  Damit droht eine Schwächung lokaler 
Unternehmen.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Wolfgang Kleudgen                                                            Jürgen Locher 

 

Fraktionsvorsitzender -                                                    

 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 
 

x öffentlich  nichtöffentlich 

 

 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

Fachbereich 6/66 17.10.2016 16/327 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 26.10.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

  

 
Vorstellung Verkehrskonzept Mühlenteichbrücke 

 
Beschlussvorschlag 

 
Der Stadtrat beschließt, dem vorgestellten Verkehrskonzept zuzustimmen und die Verwaltung 
mit der Umsetzung zu beauftragen. 
 
Berichterstatter/-in: 
 
Beratung/Beratungsergebnis 
Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 25 

Beratung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 
   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 
 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 
Beschlussausfertigungen an: 
 
 
 
 



Problembeschreibung / Begründung 

 

Sichtvermerke der Dezernenten Sichtvermerk der Oberbürgermeisterin 
 
 

Sichtvermerke: 
Rechtsamt: 

Kämmereiamt 

 

 
Mit der Sanierung der Brücken über Nahe und Mühlenteich soll der Brückenschlag erfolgen, 
der eine durchgängige Verbindung zwischen der Innenstadt und der Neustadt, historischer 
Stadtkern, darstellt. 
 
Nach Fertigstellung der Brückensanierungsarbeiten Ende November 2017 soll auch eine Ände-
rung der Verkehrssituation auf der Brücke und in den angrenzenden Straßenbereichen erfol-
gen. 
 
Die Mühlenteichbrücke soll von der Befahrung durch KFZ weitestgehend frei bleiben, lediglich 
Lieferverkehr zur Andienung der Geschäfte auf der Brücke / Brückenhäuser soll noch möglich 
sein. Diese Sperrung bedingt eine Veränderung der Verkehrsführung im Bereich der Kurhaus-
straße, da die Anwohner im Bereich der Klappergasse / Mannheimer Straße / Zwingel nun 
ausschließlich hierüber zu ihren Stellplätzen kommen können. 
 
Unter Berücksichtigung der Vorgaben des IVEK wurde ein Verkehrskonzept erstellt, das so-
wohl dem Anlieger- und Lieferverkehr auf den Brücken, dem Bedarf der Radfahrer und insbe-
sondere der Fußgänger Rechnung trägt. 
 
Weitere Erläuterungen erfolgen in der Sitzung. 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 

 
X öffentlich  nichtöffentlich 

 
 
Amt/Aktenzeichen Datum Drucksachen-Nr. (ggf. Nachträge) 

6/61 19.10.2016 16/220 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 23.07.2014 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 08.09.2016 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr  26.10.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

 

Soziale Stadt „Pariser Viertel“,  

Umbau des Knotens Viktoriastraße, Gensinger Straße, Am Römerkastell, einschließlich der 

Einmündung Bleichstraße und Kleiner Bangert  

 
Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat beschließt, den Umbau des Knotens Viktoriastraße, Gensinger Straße, Am Römer-

kastell, einschließlich der Einmündung Bleichstraße und Kleiner Bangert in der Viktoriastraße auf 

der Grundlage des in der Sitzung vorzustellenden Konzeptes.. 

 

Berichterstatter/-in: 

 
Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr  26.10.2016 26 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 

 



Problembeschreibung/Begründung 

 
Entsprechend den Beratungen im Ausschuss am 08.09.2016 wurde die Planung zur Beratung in 
den Fraktionen zurückgestellt und wird nun erneut vorgelegt. Auf die Anregungen der Ausschuss-
sitzung wurde entsprechend eingegangen. 
 
Ist Situation/Bestand: 
Der Verkehr aus Richtung Norden wird auf einer Abbiegespur ohne Vorfahrt-achten-Regelung 
rechts in die Viktoriastraße geführt. Die Viktoriastraße wird in diesem Abschnitt ca.. 50 m 2-streifig 
bis zu einer Einengung in Höhe der Bleichstraße/Eingang neues Gebäude (Arbeitsamt) geführt. 
Diese Einengung verengt die beiden Fahrstreifen so stark, dass der Verkehr  faktisch einstreifig 
verläuft. Durch die Einfädelungsvorgänge kommt es auf dem kurzen Abschnitt immer wieder zu 
gefährlichen, unklaren und unübersichtlichen Situationen. Erschwert wird die Situation durch häufig 
auf der Fahrspur rechtswidrig abgestellte Fahrzeuge. Die Verkehrsbehörde und die Polizei empfeh-
len die abbiegende Fahrbeziehung auf eine klare und eindeutige Vorfahrt-achten-Situation zurück 
zu führen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Begründung und Erläuterungen zur Planung: 
Im Rahmen grundsätzlicher städtebaulicher Zielsetzung im Integrierten Entwicklungskonzept (IEK) 
für das Programmgebiet „Soziale Stadt Pariser Viertel“, sollen Verbesserungen für die schwächeren 
Verkehrsteilnehmer erreicht werden.  
Im Zuge der verkehrsplanerischen Konzeptionen und Überlegungen im Rahmen der Planungen der 
Sozialen Stadt sollen gute fußläufige Querungsmöglichkeiten über die stark befahrenen Straßen, 
wie die Planiger Straße und die Viktoriastraße angelegt werden.  
 
Weiterhin haben im Rahmen der Workshops zum IVEK beteiligte Vertreter aus Politik, Institutionen 
und Bürgerschaft verkehrsberuhigende Maßnahmen für den Fußverkehr wie z.B. die Anlage von 
Querungshilfen in der Viktoriastraße vorgeschlagen. Diese Maßnahme wurde als kurzfristig um-
setzbar und von den Beteiligten mit hoher Priorität bewertet. Der Ausschuss hat in seiner Sitzung 
am15.06.2016  dem vorgelegten Entwurf des IVEK zugestimmt und die Verwaltung mit der sukzes-
siven Ausarbeitung und Umsetzung der darin vorgeschlagenen Maßnahmen beauftragt. 
 
Für das sehr stark durch den Individualverkehr auf den Querstraßen (Mühlenstraße, Kilianstraße, 
Viktoriastraße und Planiger Straße) belastete und in der Lebensqualität der Bewohnerinnen und 
Bewohner beeinträchtigte Stadtviertel soll eine Verbesserung der fußläufigen Durchlässigkeit vor 
allem in Nord-Süd-Richtung erreicht werden. Die Viktoriastraße ist überwiegend von Wohn-
bebauung geprägt und stellt auch für den Fuß- und Radverkehr eine wichtige Verbindungsachse 
zwischen den Wohngebieten und Schuleinrichtungen östlich der Bahnlinie und der Innenstadt dar. 
Der motorisierte Individualverkehr ist stark dominant. 
 
Durch geeignete Maßnahmen soll der Verkehrsfluss verlangsamt und verstetigt werden. Zusätzlich 
soll ein Beitrag zur Lärmminderung und die Erhöhung der Verkehrssicherheit aller Verkehrs-
teilnehmer erreicht werden. Die Gehwege sind für das hohe Fußgängeraufkommen zu schmal, so 
dass eine Geschwindigkeitsreduzierung auf 30 km/h ein wichtiger Beitrag insbesondere auch zum 
Schutz der Schulkinder, aber auch für eine effektive Lärmreduzierung darstellt. Gleichfalls sieht das 
IVEK für die Viktoriastraße eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf 30 km/h vor. Sodann kann auch 
der Radverkehr ohne eine besondere Führungsform sicherer geführt werden. 
 
Mit dem Thema hatte sich der Ausschuss bereits am 23.07.2014 beschäftigt und entsprechende 
Maßnahmen für die Planiger Straße beschlossen, die auch zwischenzeitlich umgesetzt wurden. Der 
Zuspruch aus der Bevölkerung für die Maßnahmen in der Planiger Straße ist überwiegend positiv. 
Der Verkehr in der Planiger Straße hat sich deutlich beruhigt und die Lebens- und Freiraumqualität 
in der Straße hat sich erheblich verbessert. Nachteile bezüglich des fließenden Verkehrs haben 
sich dort nicht entwickelt. 
 
Für die Viktoriastraße haben sich zwischenzeitlich auch die Anlieger gemeldet und ihre Unzufrie-
denheit in Bezug auf die aktuell unbefriedigenden Verkehrsverhältnisse geäußert. U.a. anderem 
liegt bereits eine Unterschriftenliste von 23 Bewohnern der Viktoriastraße und der Nebenstraßen im 
Sinne von verkehrsberuhigenden Maßnahmen vor. Des Weiteren liegt ein „Bürgerbegehren“ mit 
einer stetig wachsenden Zahl von Unterschriften (zZ ca. 60) für eine Verkehrsberuhigung der Vikto-
riastraße vor. 
 
In der Viktoriastraße sind deshalb entsprechende Maßnahmen zw. Knoten Viktoriastraße, Gensin-
ger Straße und Am Römerkastell und den Einmündungen Kleiner Bangert und Bleichstraße vorge-
sehen. Zum einen sollen in Höhe der Bleichstraße und des kleinen Bangert durch eine Verengung 
der Fahrbahn bessere Querungsmöglichkeiten für Fußgänger geschaffen werden, zum anderen soll 
die unklare Verkehrsführung weiterentwickelt und der Verkehr beruhigt werden. Durch die Einen-
gung der bislang überbreiten Fahrbahn auf eine klare, ausreichend breite, einstreifige Führung mit 
Aufpflasterung, breiteren Gehwegen, entsprechenden Verkehrsregelungen (30 km/h) und barriere-
freie Umbauten wird die Sicherheit des fußläufigen Verkehrs erhöht und eine Querung der Viktoria-
straße erleichtert. Die Geschwindigkeit der Fahrzeuge reduziert sich, dadurch stellt eine deutliche 
Verkehrsberuhigung ein.  
 
Die Planung wurde bereits mit der Polizei und dem Amt für Recht und Ordnung abgestimmt. 
 
 



 
Erste Kostenberechnungen gehen von Kosten in Höhe von rund 120.000 € aus, die für den Haus-
halt 2017 eingestellt werden sollen. Eine Förderung aus der Städtebauförderung Soziale Stadt in 
Höhe von 80% kann nach Ermittlung der förderfähigen Kosten in Aussicht gestellt werden. 
 
Lageplan: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Neben der bereits in der letzten Sitzung vorgestellten Planung, wird in der Sitzung wird noch eine 
Variante mit etwas verlängerter Einfädelungsspur vorgestellt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sichtvermerke der Dezernenten: Sichtvermerk der 

Oberbürgermeisterin: 
 

Sichtvermerke: 
Rechtsamt: 
 
 
 
Kämmereiamt: 
 
 
 

 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 
 

x öffentlich  nichtöffentlich 

 

 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

Fachbereich 6/66 17.10.2016 16/329 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 26.10.2016 

Stadtrat 27.10.2016 

  

  

 

Gehweg Rheingrafenstraße – Planungs- und Ausführungsunterbrechung 

 
Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat beschließt, vom Neubau eines Gehweges in der Rheingrafenstraße zwischen dem 

bereits vorhandenen Gehweg auf der Talseite und dem Kuhtempel vorerst Abstand zu nehmen 

und den bestehenden Planungsauftrag zu kündigen. 

 

Berichterstatter/-in: 

 
Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat 27.10.2016 27 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 

 



Problembeschreibung / Begründung 

 

Sichtvermerke der Dezernentin Sichtvermerke der Oberbürger-

meisterin 

 

 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

Kämmereiamt 

 

Im Jahr 2014 wurde die Neuanlegung eines Gehweges in der Rheingrafenstraße zwischen 

dem bereits vorhandenen Gehweg auf der Talseite und dem Kuhtempel vorgesehen und als 

Maßnahme in den Finanzhaushalt aufgenommen. Für die geplante Länge von ca. 200 m wer-

den Baukosten in Höhe von ca. 250.000 – 350.000 € geschätzt. 

 

Für die Erstellung der Entwurfsplanung wurden entsprechende Mittel in den Haushalt einge-

stellt und das Ingenieurbüro IBU aus Bad Kreuznach mit den Planungsleistungen beauftragt.  

Hinsichtlich gegenwärtiger und zukünftiger Haushaltslage und aufgrund der fehlenden Mög-

lichkeit der Gegenfinanzierung wird empfohlen, den bestehenden Planungsauftrag in Höhe von 

10.869,23 € zu kündigen und die Maßnahme zu einem späteren Zeitpunkt erneut anzugehen. 

Das Ingenieurbüro wird keine weiteren Ansprüche wegen des erteilten Planungsauftrags an 

die Stadt geltend machen. 

 

Die geplante Gehwegverbindung ist nicht zwingend erforderlich, da ausreichende Alternativen 

zur fußläufigen Erreichbarkeit des Wohngebiets auf dem Kuhberg vorhanden sind. 



Stadtverwaltung Bad Kreuznach Beschlussvorlage 
 

x öffentlich  nichtöffentlich 

 

 

Amt/Aktenzeichen Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

Fachbereich 6/66 13.10.2016 16/330 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr 26.10.2016 

Stadtrat  27.10.2016 

  

  

 

Außengebietsentwässerung Winzenheim, Auftragsvergabe 1. Bauabschnitt 

 
Beschlussvorschlag 

 

Der Stadtrat beschließt, den Auftrag für den Bau des ersten Abschnittes der Außengebietsen-

twässerung des Stadtteiles Winzenheim zum Angebotspreis von brutto 159.256,99 € an die 

Firma Otto Jung aus Sien zu vergeben. 

 

Berichterstatter/-in: 

 
Beratung/Beratungsergebnis 

Gremium Sitzung am TOP 

Stadtrat  27.10.2016 28 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

 

 



Problembeschreibung / Begründung 

 

Sichtvermerke der Dezernenten Sichtvermerke der Oberbürgermeisterin 

 

 

Sichtvermerke: 

Rechtsamt: 

Kämmereiamt 

 

 

Die Ausführung der Bauarbeiten für die Außengebietsentwässerung des Stadtteils Winzenheim 

wurde in 2 Bauabschnitte aufgeteilt. 

 

Der erste Abschnitt umfasst den Ausbau des Weges von der Straße Zur Rosenhecke bis zum 

Heiligenhäuschen einschließlich Bau eines Schlamm- und Geröllfangs, als zweiter Abschnitt 

wird der bestehende Wirtschaftsweg (Flurstücke 183 und Teilstück von 173) als wasserfüh-

render Wirtschaftsweg mit Anbindung an den bestehenden Graben im Metzlerweg/Steinweg 

am nordöstlichen Ortsrand von Winzenheim ausgebaut.  

Da für die Umsetzung des zweiten Abschnitts noch Grunderwerb getätigt werden muss und 

somit für diesen Abschnitt noch kein Baurecht besteht, wurden die Arbeiten für den ersten 

Abschnitt separat ausgeschrieben. Der zweite Abschnitt soll im Jahr 2017 folgen. 

 

Zur Submission am 11.10.2016 lagen 8 Angebote vor. 

 

Nach Prüfung und Wertung der Angebote ist die Fa. Otto Jung aus Sien mit einem Angebots-

preis in Höhe von 159.256,99 € brutto preisgünstigster und wirtschaftlichster Bieter. Die Fir-

ma ist für ihre Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit bekannt. 

 

Mit den Arbeiten soll am 07.11.2016 begonnen werden, es ist eine Bauzeit von 7 Wochen 

veranschlagt. Bei guter Witterung könnte die Maßnahme noch in diesem Jahr abgeschlossen 

werden. 

 

Im Haushaltsplan der Stadt stehen auf der Haushaltsstelle INV-55200-502 ausreichende Mit-

tel für das Jahr 2016 zur Verfügung. 

 

Wir schlagen daher vor, den Auftrag soll zum Angebotspreis von 159.256,99 € brutto an die 

Fa. Otto Jung zu vergeben. 

 

Das Submissionsergebnis wird im nichtöffentlichen Teil der Sitzung bekannt gegeben. 



Fraktion:  

 

SPD und CDU 

 Anfrage x Antrag 

 

 

X öffentlich  nichtöffentlich 

 

 

 Datum Drucksache Nr. (ggf. Nachträge) 

10 17.10.2016 16/301 

Gremium Sitzungstermin 

Stadtrat 27.10.2017 

 

Anwohnerparken 

 

TOP 

29 

Inhalt 

 

Siehe Anlage 

 

Der Antrag wurde in der Sitzung des Stadtrates am 29.09.2016 an den Ausschuss für 

Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr verwiesen. 

Dem Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr liegt der Antrag in seiner 

Sitzung am 26.10.2016 zur Beratung vor. 

 

 

 

Beratung/Beratungsergebnis 

Beratung 

 

 

 

 

 

 

 

Beratungsergebnis 

   Mit Ja Nein Enthaltung  Laut Be-  Abweichen- 

   Stimmen-     schluss-  der Beschluss 

 Einstimmig  mehrheit     vorschlag  (Rückseite) 

Beschlussausfertigungen an: 

 

Abt. 60 
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SPD-Fraktion im Stadtrat      CDU-Fraktion im Stadtrat 

Rheingaustraße 7       Rheingrafenstraße 5 

55545 Bad Kreuznach      55583 Bad Kreuznach 

 

 

Frau Oberbürgermeisterin 

Dr. Heike Kaster-Meurer 

Stadtverwaltung Bad Kreuznach 

55545 Bad Kreuznach      Bad Kreuznach, 20.09.2016 

 

 

Antrag der SPD-Fraktion und CDU-Fraktion für die Stadtratssitzung vom  

29.September 2016 

Anwohnerparken 

 

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, 

 

SPD- und CDU-Fraktion beantragen die Stadtverwaltung zu beauftragen ein Anwohnerparkkonzept 

für das Stadtgebiet von Bad Kreuznach zu erstellen. Insbesondere Quartiere bzw. Örtlichkeiten mit 

besonders frequentierten Parkraumbereichen  sollen vordergründig im Hinblick auf ein 

Anwohnerparkbereich untersucht werden. 

Wir bitten um Zustimmung und Verweisung in den Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr. 

 

 

 

       

Andreas Henschel      Anna Roeren-Bergs 

SPD-Fraktion       CDU-Fraktion 

 


